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Rot-grünes Chaos in Bonn 
und ein Kanzler auf Reisen 
n den letzten Tagen ist viel passiert: • Bun- 
esfinanzminister Lafontaine hat auf alle 

politischen Ämter verzichtet. • Die Europä- 
c"e Kommission ist zurückgetreten. 

^ "ie Union hat einen Gesetzentwurf zur 
Regelung des Staatsangehörigkeitsrechts 

v°rgelegt. 

$pk~?rei§nisse zeigen: Das Scheitern der Wirt- 
oafts-, Finanz- und Sozialpolitik der Regierung 

ochp" • 
sc 
aßburg und • die Richtigkeit der von der Union 

. öder, • die wirkungsvolle Kontrolle des euro- 
^schen Beamtenapparats durch das Parlament in 
v 

raß°urg und • die Richtigkeit der von der Unior 
pgjtretenen Grundauffassung „Integration Ja - dop- 

le Staatsangehörigkeit Nein". 
JJ°Jfgang Schäuble: In wenig mehr als lOOTa- 
k n hat das rot-grüne Bündnis ein bislang nicht ge- 
tyg6? Chaos angerichtet. Die Verantwortung dafür 
sond n'Cht-nur der zuröckgetretene Finanzminister, 
(I   , ern d'e ganze Regierung und insbesondere Bun- 
^anzler Schröder. (Seite 3) 
^ Unter Rinsche: Der Rücktritt der 20 EU-Kom- 
^   are ist Teil eines Selbstreinigungsprozesses, der 
Pare et2t d'6 Cnance eröffnet, die Kommission trans- 
(Seit11?' effizienter un(i bürgernäher zu gestalten. 

D   e 

Mar
r

?.^
Undesvo'*Stand nach Beratungen am 15. 

spriCkt .  e'nem umfassenden Integrationskonzept 
si0n u 

Slch die Union für eine moderne Gesamtrevi- 
die d0

nseres Staatsangehörigkeitsrechts aus, in dem 
nahmP

Ppflte Staatsangehörigkeit auf begründete Aus- 
o9 uia A     Schränkt bleibt. (Seite 4) • 
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Kurz & gut 

Spitzenkandidat 
in Brandenburg 

Mit 104 von 115 Stimmen 
hat die CDU Brandenburg 
ihren Landeschef Jörg 
Schönbohm zum Spitzen- 
kandidaten für die Land- 
tagswahl am 5. Septem- 
ber gewählt. „Unser Ziel 
ist es," so Schönbohm 
nach seiner Wahl, „die 
absolute Mehrheit der 
SPD im Land zu brechen." 

Wahlsieg in 
Kaiserslautern 

Bei der Oberbürgermei- 
sterwahl in Kaiserslautern 
hat sich der CDU-Kandidat 
Bernhard Deubig gegen 
den SPD-Amtsinhaber 
Gerhard Piontek durchge- 
setzt. Deubig, bisher Bür- 
germeister in Kaiserslau- 
tern, erzielte bei der Di- 
rektwahl 50,7 Prozent der 
Stimmen. Der nach Mei- 
nungsumfragen als Fa- 
vorit angetretene SPD- 
Kandidat kam nur auf 
30,4 Prozent der Stimmen. 

Bereits im ersten 
Durchgang 

hat sich am 28. Februar 
mit 53 Prozent der Stim- 
men Bernd Röttger als 
neuer Landrat im Rhein- 
gau-Taunus-Kreis gegen 
den SPD-Konkurrenten 
durchgesetzt, der ledig- 
lich auf 40,7 Prozent 
der Stimmen kam. Der 
CDU-Politiker aus Hün- 
stetten, Vorsitzender der 
CDU-Kreistagsfraktion 
und Leiter der Abteilung 
Kommunikation beim 
Frankfurter Umlandver- 
band, wird sein Amt am 
5. Juliantreten. 

Anwalt für 
die Belange der 

Aussiedler 
und Spätaussiedler ist und 
bleibt die CDU. Das haben 
auf einer Aussiedlerkon- 
ferenz Generalsekretärin 
Angela Merkel und die 
Aussiedlerbeauftragte der 
CDU, Eva-Maria Kors, 
erklärt: „Im Mittelpunkt 
unserer Bemühungen 
werden auch weiterhin 
die schnelle Eingliederung 
und die dazu erforder- 
lichen Hilfen stehen." 

Die Arbeitsplätze in der Energiewirtschaft erhalten! 
j,   „Wir stehen hin- Merz, im Konrad- zen abzuwenden triebe zu einer fähiges und um- 

1   ter Ihnen und un- Adenauer-Haus -und zwar weit Demonstration weltfreundliches 

»   terstützen IhrAn- einer Abordnung über die 40.000 gegen die Schrö- Energiekonzept 

I   liegen!" Mitdie- von Beschäftig- Arbeitsplätze al- der-Regierung und: •Arbeits- 

§   sen Worten hat ten in der Ener- lein in den deut- nach Bonn ge- plätze und Ener- 

1  derstellvertreten- giewirtschaft Hil- schen Kernkraft- kommen. Die gieversorgung 

3   de Vorsitzende fe zugesagt. Um werken hinaus - zentralen Forde- dürfen nicht zum 

8   derCDU/CSU- die Gefährdung sind am 9. März rungen auf ihren Spielball ideolo- 

I   Bundestagsfrak- von Tausenden die Belegschaften Transparenten: • gischer Interes- 

1  tion, Friedrich von Arbeitsplät- betroffener Be- ein wettbewerbs- sen werden. 

DAS WICHTIGSTE I |\|R 

DER WOCHE ' 
AUF EINER SEITE 

Nur noch 23 Prozent der Bürger 
waren Anfang März der Mei- 
nung, daß Rot-Grün die Arbeits- 
losigkeitsenken kann. Drei 
Viertel der Befragten glauben 
nicht mehr daran. 

  nach: Infratest dimap 

Dagmar Schipanski über die Art und Weise 
unseres Zusammenlebens 

„Ins Gespräch kommen" - diese drei Worte zie- 
hen sich durch die Rede der Unionskandidatin für 
das Amt des Bundespräsidenten anläßlich des 
ersten „Berliner Gesprächs", das am 8. März im 
Foyer der Dresdner Bank am Pariser Platz statt- 
fand. Die Worte passen zum Titel der Reihe und 
zur Beschreibung dessen, was auch im Mittel- 
punkt der folgenden „Berliner Gespräche" der 
CDU stehen wird. 

Dagmar Schipanski: „Wenn wir vorankommen 
wollen, brauchen wir eine Verständigung in Staat 
und Gesellschaft über Prioritäten, über Werte und 
Veränderungsnotwendigkeiten." 

Nicht einmal 300 Tage vor Beginn des neuen Jahr- 
hunderts erinnert die Professorin an die Überwin- 
dung von zwei Diktaturen in Deutschland, an die 
großartige Aufbauleistung nach dem Krieg im We- 
sten und an die friedliche Revolution in Ostdeutsch- 
land, aber auch an die grundlegenden Veränderun- 
gen, die vor uns liegen und deren Wirkung weit in- 
das21. Jahrhundert hineinreichen wird. Stichworte: 
Globalisierung, Zeitenwende, Wissensgesellschaft. 

„Dramatische Veränderungen" - so Dagmar Schi- 
panski „können bei Menschen zwei verschiedenar- 
tige Emotionen auslösen": Begeisterung und Fas- 

zination einerseits, Beklemmung und Angst ande- 

rerseits. Umso wichtiger, daß Untergangsproph6' 
ten, die in historischen Zeitenwenden besonders 
gefragt sind, bei uns keine Chancen haben, son- 
dern daß die neuen Antworten, die wir finden we' 
den, wenn wir nur gemeinsam nach ihnen suche 
Orientierung und Geborgenheit geben. 

Vier Punkte stellt Dagmar Schipanski als beson- 
ders wichtig heraus: 
• Wir brauchen mehr Ehrlichkeit im Umgang m1 

einander und den Mut, die Realitäten so zu be- 
schreiben, wie sie sind. 
• Wir müssen Prioritäten setzen und daraus unS 

re Ziele ableiten. 
• Wir müssen das gesamte Potential ausschöp- 
fen, über das wir verfügen. 
• Wir brauchen mehr Mut, neue Wege zu gene 

Wer Neues entdecken will, muß Neuland auch 
betreten. 

Und schließlich noch eins: • Freiheit • Gerecht 
keit • Leistung • Toleranz - Fragen im Zusartv 
menhang mit diesen Grundwerten sind kein a 
straktes philosophisches Problem. Die Antwort 
darauf entscheiden „über die Art und Weisel"1 

seres Zusammenlebens". 

Schweren Schaden 
i   hat Wolfgang Clement neuer Beweis für die 

dem Land Nordrhein- Unüberlegtheit, mit der 
Westfalen zugefügt. der SPD-Ministerpräsi- 
Der überraschende dent Entscheidungen 
Rücktritt von Justizmi- gegen eindringliche 
nister Rauball nur we- Warnungen durchsetzt. 
nige Tage nach seiner CDU-Fraktionsvorsit- 
Ernennung ist nach zender Laurenz Mayer: 

den Worten des CDU- Unprofessionalität 
Landesvorsitzenden ist einmal mehr der 
Jürgen Rüttgers ein eigentliche Skandal. 

Absage an die Tradition 
„Das schnoddrige 
Wegwischen" der 
„Dresdner Erklärung" 
der SPD gegen eine 
Zusammenarbeit mit 
der PDS hat die Politik- 
wissenschaftlerin Ge- 
sine Schwan kritisiert. 
Die PDS „demokra- 
tisch salonfähig" ma- 
chen und Unzuverläs- 

sigkeit zum Prinzip er- 
heben, „bedeutet ein« 

Absage an die Trad«'0 

der SPD", sagte die Pr 
fessorin.diederSP» 
Grundwertekommiss1 

on angehörte. Mit der 
Angst, ohne die Hilf« _ 
der PDS Pfründe zu " 
lieren, werde die SP 
nicht weit kommen- 
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wäre ein Durchziehen der Gesetze im 
Bundesrat vor der Konstituierung des 
neugewählten Hessischen Landtags 
demokratisch doppelt fragwürdig: Soweit 
im Bundesrat Länderinteressen vertreten 
werden, kann ein designiertes Mitglied der 
Bundesregierung doch nicht über die Stim- 
men eines Bundeslandes gegen den politi- 
schen Willen der neugewählten Mehrheit 
verfügen. 

Wolfgang Schäuble auf einer Pressekonferenz im KAH: 

Ein Neuanfang erfordert auch 
einen Politikwechsel 

*^ Der Rücktritt von Oskar Lafontaine 
parkiert das Scheitern der Wirtschafts-, 

manz- und Sozialpolitik der Regierung 
^chröder. In wenig mehr als 100 Tagen hat 
as r°t-grüne Bündnis ein bislang nicht 

j=ekanntes Chaos in der Steuer- und Abga- 
°enPolitik angerichtet. Der sich noch 1998 
°ntinuierlich verstärkende Aufschwung 
°n Arbeitsmarkt, Investitionsbereitschaft 
nd Wirtschaftswachstum ist abgebro- 

chen; die Perspektiven für Deutschland 
. nd schlechter geworden als in vergleich- 
en europäischen Nachbarländern, 

p.  Ur trägt nicht nur der zurückgetretene 
lnanzrninister die Verantwortung, son- 

n       ganze Regierung und insbesonde- 
te   "

ndeskanzler Schröder, der in der letz- 
d_n Kabinettsitzung eingeräumt hat, daß 

e "olitik seiner Regierung gegen die 
lrtschaftliche Entwicklung gerichtet ist. 

JJi Ein Neuanfang kann sich nicht auf 
de

nen Personalwechsel beschränken, son- 
e/° erfordert einen Politikwechsel. Als 
tag    Schritt dazu dürfen die im Bundes- 
s§ am 3. und 4. März durchgepeitschten 
tret

Uer" und Abgabengesetze nicht in Kraft 
Da6"' SOndern müssen korrigiert werden. 
19 JJ* möglich, wenn der Bundesrat am 
^ie pnZ die Gesetze mcnt passieren läßt. 
im B

LDU fordert die SPD auf, die Gesetze 
Verm

Undesrat zu stoppen oder in einem 
K0rr 'J

llun8sverfahren grundlegenden 
bereit iUren ZU unterziehen. Die CDU ist 

' daran konstruktiv mitzuwirken. El 
Wähite

aühdem der am 7- Februar abge- 
zum g 'hessische Ministerpräsident Eichel 

ndesfinanzminister nominiert ist, 

Die CDU fordert insbesondere auch 
die ostdeutschen Landesregierungen auf, 
im Bundesrat Gesetzen nicht zuzustim- 
men, die von der Braunkohle über die Be- 
rufspendler bis zur Bauwirtschaft in spezi- 
fischer Weise die Belange der Arbeitnehmer 
in den neuen Bundesländern beschädigen. 

_ Die Bundesregierung hat selbst in 
dem Gespräch mit Vertretern der Energie- 
wirtschaft eingeräumt, daß die Zahlen- 
basis der im Bundestag beschlossenen 
Gesetze zumindest fragwürdig ist. Anders 
macht die von der Regierung eingesetzte 
Arbeitsgruppe, die bis Ostern Klarheit 
über die finanziellen Auswirkungen schaf- 
fen soll, keinen Sinn. Auch von daher ver- 
bietet sich eine Verabschiedung der Geset- 
ze vom 19. März. Ohne eine Kurskorrek- 
tur im laufenden Gesetzgebungsverfahren 
wird alles Gerede von einem Neuanfang 
der Regierung Schröder als hohl widerlegt. 

Mitte, aus der heraus nur die notwen- 
digen Innovationen dauerhaft zu gestalten 
sind, ist nicht ein Ort der Beliebigkeit, 
sondern der wertorientierten Verbindung 
von wirtschaftlicher Effizienz und sozialer 
Gerechtigkeit. Für die CDU ist „Arbeit für 
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Doppelte Staatsbürgerschaft auf 
begründete Ausnahmen beschränkt 

Die Richtigkeit der von der Union 
vertretenen Grundauffassung „Integra- 
tion Ja - doppelte Staatsangehörigkeit 
Nein" wird durch den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Neuregelung 
des Staatsangehörigkeitsrechts und der 
damit vorgenommenen Abkehr von 
bisherigen Positionen bestätigt. Der 
Entwurf genügt aber den Anforderun- 
gen einer modernen Integrationspolitik 
nicht. Der Entzug der mit der Geburt 
erworbenen Staatsangehörigkeit nach 
Vollendung des 23. Lebensjahres stößt 
auf schwerwiegende verfassungsrecht- 
liche Bedenken. Darüber hinaus nährt 
Rot-Grün den Verdacht, daß mit 
diesem Entwurf, der als „1. Schritt" 
bezeichnet wird, durch die Hintertür 
doch die regelmäßige doppelte Staats- 
angehörigkeit eingeführt werden soll. 
So lange diese Besorgnis nicht aus- 
geräumt ist, wird die Union ihre Un- 
terschriftenaktion fortsetzen. 

Die Union legt ein umfassendes 
Integrationskonzept vor mit einer mo- 
dernen Gesamtrevision unseres Staats- 
angehörigkeitsrechts. Die doppelte 
Staatsangehörigkeit bleibt daher auf 
begründete Ausnahmen beschränkt. 
Wir wollen für Kinder und Jugendli- 

alle", die Chance auf Teilhabe aller Men- 
schen an ökonomischer wie sozialer 
Kommunikation, vorrangige Aufgabe der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik im 
Zeitalter der Globalisierung. Dazu muß 
Wachstum und Beschäftigung Vorrang 
eingeräumt und die Kräfte von Anpassung 
und Innovation gestärkt werden. Das geht 

ehe eine Einbürgerungszusicherung 
einführen. In Deutschland geborene 
und aufgewachsene Kinder können bei 
Volljährigkeit entscheiden, ob sie die 
deutsche oder die Staatsangehörigkeit 
ihrer Eltern haben wollen, ohne daß 

Erklärung des CDU- 
Bundesvorstands 

sie bis zur Volljährigkeit irgendwelche 
Nachteile im Vergleich zu Kindern 
deutscher Eltern haben. Darüber 
hinaus wollen wir die Einbürgerung 
insbesondere von jungen Menschen 
erleichtern. 

Für eine erfolgreiche Integrations- 
politik, eine der wichtigsten Zukunfts- 
aufgaben in unserem Land, ist eine 
breite Zustimmung der Bevölkerung 
und damit ein Konsens der großen 
politischen Strömungen notwendige 
Voraussetzung. Die Union wird dazu 
ihren Beitrag leisten. Grundlage aller 
Beratungen muß dabei die Frage sein, 
auf welchem Weg die Bereitschaft 
deutscher wie ausländischer Wohnbe- 
völkerung für eine wirkliche Integra- 
tion unter Vermeidung verfassungs- 
rechtlicher Risiken am besten gewon- 
nen werden kann. 

weder durch zentralistische Verteilungs' 
bürokratie noch durch gesellschaftliche 
Großkartelle, sondern nur mit mehr De' 
Zentralisierung und Subsidiarität, wenige 

Steuern, Bürokratie und Abgaben und 
mehr Leistungsbereitschaft und Verant- 
wortungsbewußtsein in allen Schichten 
der Bevölkerung. 
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Wolfgang Schäuble: 

Wir sind gesprächsbereit 
per Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
jagsfraktion, Wolfgang Schäuble, hat 
dem Südwestfunk für die Sendung „Ta- 
gesgespräch" zur Diskussion um eine 
Neuregelung des Staatsangehörigkeits- 
eehts folgendes Interview gegeben: 

rrage: Im Streit um die Reform dieses 
immerhin schon 85 Jahre alten Rechts 
Scheint sich eine Lösung anzubahnen. 
SPD und Grüne und FDP sind offenbar 
nahe am Kompromiß. Und Sie haben 
ausdrücklichfür Ihre Partei die Bereit- 
Schaft erklärt, Verantwortung zu über- 
nehmen. Was heißt das denn genau in 
diesem Zusammenhang? 

e °lfgang Schäuble: Zunächst einmal ist 
S?: ^'r werden einen Gesetzentwurf 

re r.    .ure8elung des Staatsangehörigkeits- 
nts im Bundestag einbringen. Da wird 

gerade noch an den letzten Formulierun- 
^en gearbeitet, aber die Grundzüge haben 
Sten a in dem Integrationskonzept vorge- 
he  p ?as Unter der Federführung von Jür- 
hah     ttgers erarbeitet worden ist. Dann 
tyü e lcn gesagt, wenn die Regierung 
o ;.nscht - bisher hat sie den Wunsch nicht 
s außen -, daß sie eine Mehrheit nicht 
Und uU Herrn Bruderle in Rheinland-Pfalz 
p0ni 

errn Hoher in Mecklenburg-Vor- 
Son,

mern im Bundesrat zusammenkriegt, 
iVfg,6•. wenn sie eine wirklich breite 

.   rheit zustande bringen will, dann si Wir 
nd 

darü,atürlicri bereit, mit der Regierung 
Weg 

er Zu reden, welches der bessere 
Daue

1S!' Urn wirklich Integration der auf 
Mitbü      UnS lebenden ausländischen 
Wir n J§er zu erreichen. So lange vertreten 

ünSeren Gesetzentwurf. 

sind*- RegiemnSskoalition und FDP 
sich offenbar einig darüber, daß 

alle hier geborenen ausländischen Kin- 
der die deutsche Staatsangehörigkeit 
bekommen, sich dann aber ungefähr 
Anfang 20 für eine Nationalität ent- 
scheiden müssen. Das wäre sozusagen 
der befristete Doppelpaß. Akzeptabel 
für die CDU? 

Wolfgang Schäuble: Wir halten unsere 
Regelung für besser, daß wir sagen, bis sie 
volljährig sind, haben sie keinerlei Nach- 
teile, wenn sie nicht die deutsche Staats- 
angehörigkeit haben. Sie bekommen die 
entsprechenden Ausweispapiere und alle 
anderen Rechte auch, die Jugendliche 
haben. Wenn sie volljährig sind, sollen sie 
sich für eine der Staatsangehörigkeiten 
entscheiden. Aber wir müssen dann nicht 
- das ist nämlich der Nachteil dieses 
Modells - vorläufig doppelte Staatsange- 
hörigkeit einräumen, um dann eine Staats- 
angehörigkeit hinterher zu entziehen. Das 
ist doch viel schwieriger. Es ist doch bes- 
ser zu sagen, ihr trefft selbst die Entschei- 
dung, welche Staatsangehörigkeit, wenn 
ihr volljährig seid, und bis dahin habt ihr 
alle Rechte. Das ist das Institut der Ein- 
bürgerungszusage, auf der unser Gesetz- 
entwurf aufbaut. Da würde ich gerne 
eine sachliche Debatte mit der Regierung 
führen, und ich glaube, wir könnten die 
Regierung in einem Sachgespräch über- 
zeugen. Unser Weg ist der integrations- 
freundlichere. 

Frage: Wenn Sie mal daran denken, 
daß auch Teile Ihrer Fraktion ja seit 
langem für ein modernes Staatsbürger- 
schaftsrecht plädieren, worüber wären 
Sie denn bereit zu sprechen mit der Re- 
gierungskoalition und der FDP? 
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Wolfgang Schäuble: Ich sage ja, wir sind 
zunächst einmal bereit, über alle Fragen 
zu sprechen, wenn man mal ernsthaft über 
die Sache redet und nicht über irgendwel- 
che Sandkastenspiele, die man den Grü- 
nen leichtfertig in der Koalitionsvereinba- 
rung zugestanden hat, obwohl die SPD 
selber, wie sie ja offen zugibt, gar nicht 
sehr dafür gewesen ist. Man muß da mal 
von der Sache her argumentieren. Was ist 
die richtige Lösung, um die Integration 
der Menschen, die auf Dauer hier leben, 
zu fördern und zugleich - das gehört näm- 
lich zur Integration - das Verständnis der 
deutschstämmigen Bevölkerung für dieses 
Integrationsanliegen zu gewinnen? 

Wenn ich eine Lösung mache, wie Rot- 
Grün, wie es die Regierung Schröder bis- 
her vorhat, die auf den Widerstand von 
drei Vierteln der übrigen Bevölkerung 
stößt, dann fördert das ja im Ergebnis 
nicht Integration, sondern das Gegenteil. 

Frage: Die Grünen wollen Verbesse- 
rungenfür die Ausländer der ersten 
Generation, also Doppelpaß für Aus- 
länder, die hier seit Jahrzehnten leben. 
Können Sie sich Ausnahmeregelungen 
auch für diese Bevölkerungsgruppe 
nicht vorstellen? 

Wolfgang Schäuble: Wenn es im Einzel- 
fall Gründe gibt bei der Einbürgerung ei- 
nes Menschen, daß jemand seine bisherige 
Staatsangehörigkeit aus guten Gründen 
behält - das ist ja bisher schon nach dem 
geltendem Staatsangehörigkeitsrecht mög- 

lich -, darüber kann man natürlich reden, 
welche begründeten Ausnahmen richtig 
sind. Es geht aber darum, daß man nicht 
die Tatsache des Erwerbs der deutschen 
Staatsangehörigkeit so entwerten darf, daß 
damit überhaupt keine Entscheidung für 
Integration mehr verbunden ist. 

Deswegen haben wir ja gesagt, die regel- 
mäßige doppelte Staatsbürgerschaft ist 
falsch. Über einzelnen Ausnahmen in be- 
gründeten Fällen kann man natürlich reden- 

Frage: Für wie groß halten Sie im Au- 
genblick wirklich die Chance, daß ein 
Kompromiß zustande kommt, unter des- 
sen Dach sich Koalition und Oppositi- 
on zusammenfinden können ? 

Wolfgang Schäuble: Diese Frage kann 
ich Ihnen nicht beantworten. In die Debat- 
te ist Bewegung gekommen, weil wir mit 
unserer Aktion, Integration ja, doppelte 
Staatsangehörigkeit nein, ja eine solche 
Zustimmung erreicht haben, übrigens auC"1 

bei SPD-Anhängern. Insofern haben wir 
uns durchgesetzt. Jetzt heißt es aber von 
Regierungsseite, wir brauchen die OppoS'' 
tion nicht, wir reden gar nicht mit denen- 

Solange sie erklären, sie wollen nicht mit 
uns reden, reden wir halt nicht. Wenn sie 
erklären, sie wollen mit uns reden, dann 
reden wir auch. Deswegen kann ich Ihnen 
die Frage nicht beantoworten. Da müssen 
Sie Herrn Schröder fragen, ob die mit uns 
reden wollen oder nicht. Wir bringen jeden 
falls unseren eigenen Gesetzentwurf ein- 

CDU-Bürgermeister Hoffmann wiedergewählt 
Als Bürgermeister für die nächsten acht Jahre ist in der saarländischen Gemeinde 
Perl Anton Hoffmann wiedergewählt worden. Der 57jährige CDU-Politiker 
setzte sich mit 70,8 Prozent der Stimmen gegen die Verwaltungsangestellte Dons 
Petzinger von der SPD durch, die auf 29,2 Prozent der Stimmen kam. Die Bür- 
germeisterwahl in Perl war die erste Wahl im Saarland nach dem Rücktritt des 
SPD-Politikers Oskar Lafontaine. 



fcAFONTAINE-RÜCKTRITT UiD 9/1999 • Seite 7 

Wolfgang Schäuble: 

Schröder und kein neuer Anfang 
^och keine fünf Monate ist die rot-grü- 
J]e Regierung Schröder im Amt, da tritt 
*|er Finanzminister und SPD-Vorsitzen- 
Y Lafontaine von allen politischen 
Ämtern zurück, da droht der Kanzler 
^'bst mit Rücktritt, da steckt der grüne 
Koalitionspartner in einer tiefen Krise 
nd ist zu einer klassischen Umfaller- 

Partei geworden, und das alles vor dem 
jhntergrund eines unbeschreiblichen 

*|aos, das in dieser kurzen Zeit zum 
chaden unseres Landes schon ange- 

r,chtet worden ist. 
a« die Regierung Schröder gescheitert 

]*» wird durch den Knalleffekt des Lafon- 
»'ne~P;ücktritts für jedermann sichtbar. 
ter niemand sollte sich der Illusion hin- 

?..Den, daß es nun nur besser werden 
j^inte. Der Fisch stinkt vom Kopfe her. 

Verantwortung für das angerichtete 
L. aos trägt nicht Lafontaine, sondern der 
w 

nzler. Und es war schon ein bemerkens- 
^erter Vorgang, daß Schröder - von nie- 
e.andem dementiert - im Bundeskabinett 
^"gestanden hat, die Politik seiner Regie- 
diei^6' wirtschaftsfeindlich und gegen 
kur     

nrneit der Menschen gerichtet, 
2' s>e habe dem Land geschadet. 

^lch e Politik will Schröder? 

eine an- dere knz,er Schroder hatte für — 
sie cj'       e.re Politik sorgen müssen. Er hat 
lieb en Wählern ja versprochen. Aber wer 
stUnc[ 

tele8enen Müßiggang pflegt und 
siert ^  

ang als Dressman der Nation po- 

selbst     Wenig Zeit zum Regieren- Und 

Win S^enn er sie hätte: Welche Politik 
rungsoh r0der denn eigentlich? Das Regie- 
Slanden °S -St doch gerade desha,b ent_ 

' Weil Bundeskanzler Schröder kei- 

ne politische Substanz hat. Er läßt die an- 
deren werkeln, um sie dann zu rüffeln, ab- 
zuwatschen und nach Lust und Laune die 
Vorlagen der Minister zu stoppen, zu än- 
dern und nach Wiedervorlage erneut zu 
ändern. Von Richtlinienkompetenz keine 
Spur, weil Schröder keine Linie hat. 
Was diese Regierung auch anpackt, es geht 
schief und die Ergebnisse sind schädlich. 
Das gilt insbesondere für die Gesetze zur 
sogenannten „ökologischen Steuerreform" 
und zu einer Steuerreform mit dem Namen 
„Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002". 
Die Prognosen der Experten sind eindeutig: 
Die Arbeitslosigkeit wird steigen, für die 
Umwelt wird nichts erreicht und die sozial 
Schwachen werden benachteiligt. 

Unverantwortlich und 
rücksichtslos... 

ist das vor allem gegenüber den neuen 
Bundesländern, wo die Auswirkungen die- 
ser „Reformprojekte" besonders drama- 
tisch sind und die Anstrengungen beim 
Aufbau Ost geradezu sabotieren. Die Bau- 
wirtschaft, ohnehin Sorgenkind der kon- 
junkturellen und der Arbeitsmarktentwick- 
lung im Osten, wird durch die neuen steu- 
erlichen Regelungen nachhaltig beschä- 
digt. Und bei der Energieversorgung mit 
heimischer Braunkohle sind durch die 
Schröder-Vorhaben Tausende von Arbeits- 
plätzen gefährdet und die Großbetriebe, 
die gerade mit bewundernswerten An- 
strengungen ihre Umstrukturierung be- 
wältigt haben, in ihrer Existenz bedroht. 
Am erstaunlichsten ist nun, daß die Regie- 
rung selbst zugibt, bei der Belastung der 
Industrie von falschen Zahlen ausgegan- 
gen zu sein. Nun soll eine Arbeitsgruppe 
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bis Ostern die richtigen suchen. Dann 
kann es aber doch nicht wahr sein, daß der 
Bundesrat schon in der kommenden Wo- 
che ein Gesetz mit falschen Zahlen end- 
gültig verabschiedet. Ich fordere den Bun- 
desrat nachdrücklich auf, das Steuergesetz 
zu stoppen, um einen neuen Anlauf in der 
Steuerreform zu ermöglichen. Mindestens 
aber muß der Bundesrat den Vermittlungs- 
ausschuß anrufen. Denn nur dort kann der 
Schaden noch repariert werden. Das muß 
auch im ureigenen Interesse der SPD-Mi- 
nisterpräsidenten aus den neuen Ländern 
liegen, wenn sie nicht dem Tod der ost- 
deutschen Braunkohle zustimmen wollen. 

Unglaublicher Verstoß 

Wenn die Regierung bei ihrer Absicht 
bleibt, die Steuerreform in der kommen- 
den Woche durch den Bundesrat zu peit- 
schen, wäre das außerdem ein unglaubli- 
cher Verstoß gegen jeden verfassungspoli- 
tischen Anstand. Die hessische Landesre- 
gierung ist am 7. Februar abgewählt wor- 
den. Sie hat keinerlei Legitimation mehr, 
umstrittenen Gesetzen im Bundesrat zuzu- 
stimmen. Der Wahlverlierer und noch am- 
tierende Ministerpräsident Eichel wird als 
Bock zum Gärtner, nämlich Bundesfinanz- 
minister. Welchen Hut er auch am 19. 
März aufhaben mag, er ist doppelt delegi- 
timiert, mit den hessischen Stimmen der 
sogenannten Steuerreform im Bundesrat 
zum Durchbruch zu verhelfen. 

Arbeitsplätze werden vernichtet 

Die Steuerreform vernichtet Arbeitsplätze, 
die Ökosteuer hilft der Umwelt nicht und 
führt zu neuen Wachstumsverlusten und 
finanziellen Belastungen für den Wirt- 
schaftsstandort Deutschland. Ganz zu 
schweigen von der sozialen Ungerechtig- 
keit gegenüber Rentnern, sozial Schwa- 
chen, Familien mit Kindern, Berufspend- 

Das Ende ist genauso wie 
der Anfang 

Der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Frie- 
drich Merz, erklärte zum Rücktritt 
von Oskar Lafontaine: 
Lafontaine ist ein Mann des politischen 
Handstreichs und kein Mann der konti- 
nuierlichen und sachlich ausgerichteten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Der 
Rücktritt stürzt die Regierung Schröder 
in eine tiefe Krise. Die SPD steht am 
Rande der Spaltung. 
Jetzt wird sich zeigen, ob die sozialisti- 
schen Traditionalisten oder die angeb- 
lichen „Modemisierer" in der SPD den 
Kurs bestimmen. 

lern, die sich gegen steigende Strompreise- 
steigende Heizungspreise, steigende Ben- 
zinpreise nicht wehren können. Auch hier 
gibt es wieder eine spezielle Variante-Ost; 

In den neuen Ländern wirken sich die Be' 
lastungen besonders katastrophal aus, 
denn die Belastungen mit Benzin- und 
Heizungskosten sind höher und die Entte' 
stungen bei den Sozialversicherungsbei- 
trägen niedriger als in Westdeutschland. 

Schröder kann es nicht 

Bundeskanzler Schröder hat der deutschen 
Öffentlichkeit im Wahlkampfund danach 
eine „Große Steuerreform" versprochen.d 

die Rahmenbedingungen für Investitionen 
und mehr Beschäftigung verbessern sollt* 
Nach dem verheerenden Urteil aller Expef' 
ten wird das verabschiedete sogenannte 
Steuerentlastungsgesetz genau das Gegen' 
teil bewirken. Daran ändert weder der 
Rücktritt Lafontaines etwas noch ein nef 
SPD-Vorsitzender Schröder. Ändern kann 
das nur eine neue Politik. Die Regierung ^ 
Schröder hat bewiesen: Sie kann es nicn • 
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Generalsekretärin Angela Merkel: 

Die Konsequenz einer großen 
Zerrissenheit 

Frage: Ist der Rücktritt Lafontaines 
für die CDU ein Grund zur Freude? 

Angela Merkel: Nein, er ist die Kon- 
sequenz einer großen Zerrissenheit in 
der Regierung. Das schadet Deutsch- 
end, und bereitet uns keine Freude. Es 
ist eine Niederlage für Gerhard Schrö- 
ter. Er hat die Instabilität in der Regie- 
rung zu verantworten. 

Frage: Lafontaine steht jetzt als 
Buhmann der Nation da. 

Angela Merkel: Es ist falsch, Lafon- 
taine allein die Schuld zuzuschieben, 
kr hat den Wahlsieg von Gerhard 
Schröder erst möglich gemacht, indem 
er in der SPD für Geschlossenheit 
gesorgt hat. Jetzt wird er nach dem 
Motto behandelt: Der Mohr hat seine 
Schuldigkeit getan. Man gewinnt fast 

den Eindruck, Schröder hat geradezu 
systematisch auf diesen Punkt hinge- 
arbeitet. Und das macht keinen guten 
Eindruck. 

Frage: Welche Verantwortung trägt 
Schröder jetzt? 

Angela Merkel: Es wird sich jetzt 
zeigen, wofür Herr Schröder steht. Er 
hat das verkorkste 630-DM-Gesetz 
fast allein entwickelt, er hat im Aus- 
land durch sein Auftreten für Irritatio- 
nen gesorgt. Also ich kann nicht fin- 
den, daß alles, was man an dieser 
Bundesregierung zu kritisieren hat, 
Herr Lafontaine zu verantworten hat. 
Schröder ist der Kanzler. 

aus dem Interview der General- 
sekretärin mit der „Mitteldeutschen 

Zeitung" vom 13. März 
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jj^Md Schröder 
*8nUeramt 
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• '"      34983/0023-54      lOOOOOl 

]    3fid 02.01 11.03.99 

Arbeitsunfähigkeits- 
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Dem Durchgangsarzt 
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Generalsekretärin Angela 
Merkel: Mit dem Datum 
vom 11. März ist „zur Vor- 
lage beim deutschen Volk" 
die Arbeitsunfähigkeits- 
bescheinigung für einen 
Herrn Gerhard Schröder 
im Kanzleramt eingegan- 
gen. Wir haben auf einer 
Großfläche vor dem 
Konrad-Adenauer-Haus 
das eigentliche Dilemma 
nach dem völlig uner- 
warteten Amtsverzicht 
von Bundesfinanzmini- 
ster Lafontaine auf eine 
möglichst knappe For- 
mel gebracht und für die 
Wählerinnen und Wähler 
anschaulich gemacht. 
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Nach Lafontaines Rücktritt: 
Die Alternative der Union 

Zum Rücktritt des Bundesministers 
der Finanzen, Oskar Lafontaine, 
erklärte der haushaltspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Dietrich Austermann: 

Der Rücktritt als Finanzminister ist der 
äußere Beweis für das Scheitern der Steu- 
er-, Haushalts- und gesamten Finanzpoli- 
tik der Regierung Schröder. Schröder und 
Lafontaine haben die nationalen und inter- 
nationalen Finanzmärkte irritiert; die - bis 
zum 11. März - negative Entwicklung des 
Deutschen Aktienindex im Vergleich zu 
anderen europäischen Indizes ist ein deut- 
licher Beweis dafür, ebenso der jetzt 
schlagartig gestoppte Kursverfall des Euro. 

Mit den Unternehmern, die mehr Arbeits- 
plätze bereitstellen sollen, hat sich Lafon- 
taine so sehr überworfen, daß er selbst 
nicht mehr an die Chancen einer weiteren 
Zusammenarbeit glaubte. Sein gleichzei- 
tiger Rücktritt als SPD-Chef bestätigt 
darüber hinaus, daß Lafontaines nahezu 
ausschließlich binnenwirtschaftlich-nach- 
fragebezogener Ansatz in der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik auch programmatisch 
gescheitert ist. 

Mit Lafontaine gescheitert 
sind damit auch seine Stichwortgeber, 
vom Haushaltsdirektor bis zu den Staats- 
sekretären. Sie müssen ausgetauscht 
werden. Vom Finanzministerium über- 
nommene Teile müssen ins Wirtschafts- 
ministerium zurück. 

Nach dem Finanztableau vom 2. März 
zum Entwurf des „Steuerentlastungsgeset- 
zes 1999/2000/2002" wird der Bund 1999 
100 Mio DM mehr - nicht weniger - ein- 
nehmen. Gleichzeitig soll ein Teil der 
Steuerzahler, nämlich insbesondere Fa- 

milien mit Kindern um Milliardenbeträge 
begünstigt werden. Diese Steuergeschenke 
Lafontaines und Schröders werden finan- 
ziert durch Plünderungen bei Industrie und 
Mittelstand. Eine Entlastung der Betriebe 
erfolgt bis 2002 praktisch nicht. Das ist ei- 
ne glatte Arbeitsplatzvernichtungsstrate- 
gie. Selbst wenn steuerliche Be- und Ent- 
lastungen eines Familienvaters im Saldo 
kaufkraftsteigernd spürbar werden sollten, 
wird sich die Freude darüber in engen 
Grenzen halten, wenn gleichzeitig der 
Arbeitsplatz in Gefahr gerät. 

Auf dem Prüfstand 
Die von Lafontaines schiefer Politikper- 
spektive geprägten Steuergesetze - Öko- 
steuergesetz, Steuerentlastungsgesetz, 
Gesetz zur Regelung der 630-DM-Jobs - 
müssen jetzt ebenso auf den Prüfstand Wiß 

sein konsumlastiger Haushaltsentwurf. 

Darin steigen die Gesamtausgaben um rd- 
31 Mrd DM (6,8 vH), und zwar fast aus- 
schließlich im konsumtiven Bereich. Der 
zweite (subventionierte) Arbeitsmarkt 
wird zu Lasten aller Steuer- und Beitrags' 
zahler aufgebläht. Die Linie ist klar: Rof' 
Grün bietet keine zusätzlichen Beschaff' 
gungsimpulse für den Aufbau leistungs- 
fähiger Dauerarbeitsplätze; statt dessen 
sollen Unternehmen und Arbeitnehmer 
mit zusätzlichen Milliardensummen im 
zweiten Arbeitsmarkt an staatliche Bevor 
mundung und Gängelei gewöhnt werden- 

Der BA-Zuschuß wäre mit gut 3 Mrd D^ 
(statt 11 Mrd DM) ausreichend bemessen 
Gleichzeitig müßte die unterveranschlag 
Arbeitslosenhilfe um etwa 2 Mrd DM aü 

gestockt werden. 3,5 Mrd DM aus der 
Kürzung des BA-Zuschusses sollten zuf 

Reduzierung der Nettokreditaufnahme 
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Lafontaines Rücktrittsbegründung 
so falsch wie seine Finanzpolitik 

Zur Begründung Oskar Lafontaines 
für seinen Rücktritt erklärte der 
nüttelstandspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hansjürgen Doss: 

Das von Oskar Lafontaine gewählte 
Beispiel zur Begründung des „schlech- 
ten Mannschaftsspiels" in der Regie- 
rung ist schlichtweg falsch: Der Mittel- 
stand wird nicht, wie Lafontaine 
behauptet hat, durch „seine" Steuer- 
reform um 5 Mrd. DM entlastet. Viel- 
mehr summieren sich bis zum Jahr 
2002 rund 20 Mrd. DM als Belastung 
nir die kleinen und mittleren Unterneh- 
men. Lafontaine braucht sich nicht zu 
beschweren, daß in der Regierungs- 
mannschaft über die Gefahr einer 

wirtschaftsfeindlichen Politik nachge- 
dacht wird. Seine Steuerpolitik ist wirt- 
schaftsfeindliche Politik: 

• Es war seine öffentlich erklärte Ab- 
sicht, die Unternehmen zu belasten. Er 
ist durchdrungen von der alten, aber fal- 
schen Ideologie des Gegensatzes zwi- 
schen Wirtschaft und Arbeitnehmern. 

• Er hat im Bundesrat unsere Steuerre- 
form blockiert, die alle Experten für 
richtig hielten. 

• Er hat jetzt seine eigene Steuerre- 
form im Bundestag durchgepeitscht, 
die alle Experten für falsch halten. 

• Er hat eine sogenannte Ökosteuerre- 
form durchgesetzt, die der Umwelt gar 
nichts nützt, sondern nur abkassiert. 

J^KA) und 1,5 Mrd DM zur Aufstockung 
vestiver Ausgaben mit hoher Beschäfti- 

*ün8swirkung (z.B. Straßenbau, Städte- 
tyiierung und Wettbewerbshilfe für 

ten) Verwendung finden. 

habFarniHen und Kinder konkreten Bedarf 
fielf-n' Wird von der rot-grünen Regierung 
be HFZt' beim Wohngeld um 95 Mio DM, 

i der Stiftung ..Mutter und Kind" um 1( VI tung „Mutter und Kind" um 10 
WP°H        

Beim sozialen Wohnungsbau 
schäf? l3 Mio DM abgesetzt- Auch be" 
de 

a. tl§Ungsintensive Investitionen wer- 
'ieh lrn,rot"§runen Haushaltsentwurf deut- 
Gem • ürzt» zB- die Ausgaben für die 
Kü  

einschaftsaufgabe „Agrarstruktur und 
destlenSchutz" um 91 Mio DM, der Bun- 
Kür-rnStraßenbau um I75 Mio DM- Diese 

chen p^en Wil1 die Union rückgängig ma- 
und f(. ur Straßenbau sollen 300 Millionen 
dereriu tädtebauförderung im Interesse erlaht 30o tu   menden Baukonjunktur weitere 

o DM bereitgestellt werden. 

Steigende Angaben 

Die „Globale Mindereinnahme" von 2 Mrd 
DM muß vollständig gestrichen werden, so 
daß die NKA um weitere 2 Mrd DM sinkt. 
Eine NKA in der Nähe von 50 Mrd DM ist 
möglich und sollte von allen verantwor- 
tungsbewußten Haushältern angestrebt wer- 
den. Mittelfristig muß es das Ziel sein, die 
NKA auf Null zu bringen. Der rot-grüne Re- 
gierungsentwurf weist eine steigende Ausga- 
ben-, Steuer- und Sozial last bei sinkender 
Investitionsquote aus; der Bund muß statt 
dessen Investitionen erleichtern und stützen, 
die unter Stoltenberg begonnene Konsolidie- 
rung fortsetzen und strukturell die richtigen 
Grundentscheidungen treffen. 

Sonst bleibt es beim Abschwung. In der 
kommenden Woche müssen im Bundesrat 
die drei Steuergesetze gestoppt und eine 
haushaltspolitische Grundsatzdebatte um 
den richtigen Weg geführt werden. • 
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Kommentare 

Scherbenhaufen 
Lange hat er geschwiegen —jetzt die Ab- 
rechnung. Die Breitseite, die Lafontaine 
in wohldosierten Worten an die Adresse 
seiner Ex-Kollegen in der Regierung und 
vor allem an die von Kanzler Schröder 
abfeuert, ist zugleich das Dokument einer 
großen Verbitterung, das Psychogramm 
eines Mannes, der vor seinem politischen 
Scherbenhaufen steht. 

„ Ohne ein gutes Mannschaftsspiel kann 
man nicht erfolgreich sein", klagt er. Wohl 
wahr. Aber genauso richtig ist, daß Lafon- 
taine selbst durch viele eigenwillige Fehl- 
pässe sein Team in akute Abstiegsgefahr 
gebracht hat. Da reicht es nicht, auch per- 
sönliche Fehler einzuräumen. 

Express 

Lafontaines Staatsflucht 
Die nachgeschobene Erklärung Oskar La- 
fontaines über sein Verschwinden läßt Fra- 
gen offen. Ein Bundesminister kann sein 
Amt nicht aus freien Stücken aufgeben, 
wie Lafontaine jetzt glauben macht. Rück- 
tritt kennt das Grundgesetz nicht, einen, 
mit dem ein Minister den Kanzler über- 
rascht, schon gar nicht. Für eine Tren- 
nung gibt es drei förmlich Wege: Der 
Kanzler kann dem Bundespräsidenten ei- 
nen Minister (auch gegen dessen Willen) 
zur Entlassung vorschlagen. Ein Minister 
kann den Rücktritt lediglich anbieten oder 
darum ersuchen. Der Kanzler kann dazu 
ja oder nein sagen. Sein Ermessen setzte 
jedoch die Kenntnis der Gründe für den 
Wunsch des Ministers voraus. Lafontaine 
aber schwieg vier Tage lang. Er überging 
den Kanzler, beschnitt ihm die Optionen, 
war nicht zu sprechen. Vom Balkon seines 
Hauses bezeichnete er sich souverän als 
„Privatmann". Ohne die Entlassungsurkun- 
de aus der Hand des Bundespräsidenten ist 

er das nicht. Entgegen der beeideten Pflicht 
ließ er seine Regierung in der schwierigen 
Phase der deutschen EU-Ratspräsident- 
schaft im Stich. Er beging Staatsflucht - 
das zivile Pendant der Fahnenflucht. 

Die Welt 

Verantwortungslos 
Oskar Lafontaine hat nicht nur seine Par- 
tei im Stich gelassen, er hat auch seine 
Wähler vor den Kopf gestoßen. Er ist 
nicht nur Parteipolitiker gewesen, er war 
Bundesfinanzminister, hat politische Ver- 
antwortung übernommen, einen demokra- 
tischen Auftrag zum Regieren erhalten. AU 
das aber hat er nun - ob bewußt oder 
nicht - mit Füßen getreten. 

Stuttgarter Zeitung 

Lafontaines schlechtes Beispiel 
Politisch mag der Rücktritt Lafontaines 
verständlich und vielleicht sogar geboten 
gewesen sein. Aber wie er es gemacht hat, 
das stiftet Schaden. Nicht nur materiellen 
für die Steuerzahler. Wir alle müssen diese'1 

Ausstieg, diese Flucht aus der Verantwor- 
tung, bezahlen. Bei einem Hans-Jochen vO' 
gel hätte man sich diese Moral und diesen 
Stil nicht ausmalen können. 
Immer wieder beteuern Politiker, was für 
das Privatleben gelte, habe auch für sie 
Gültigkeit. Auf das Alltagsleben übertra- 
gen: Eine Führungskraft ist ohne ordenth' 
ehe Kündigung davongerannt. Lafontaine 
hat den Vertrag mit seinen Wählern, die in' 
für vier Jahre mit einem Bundestagsmand» 
ausgestattet hatten, nicht eingehalten. Der 

Unterschied zum Alltagsleben: Würde dor1 

jemand so vertragsbrüchig, müßte er eine 
Vertragsstrafe bezahlen. Daran denkt bei 
Lafontaine niemand. Für künftige Fälle-' 
Politikerpensionen müßten auch danach^ 
bemessen werden, ob sie ihren „ Vertrag 
mit dem deutschen Volk erfüllt haben. We 
der Bundespräsident nicht nur ein Unter- 
schriftenautomat ist, sollte er den Text de 
Entlassungsurkunde für den Bundesmini' 
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ster Lafontaine überdenken. In solchen Ur- 
kunden ist stets die Rede von den „treu ge- 
ästeten Diensten ". Die hat der ehemalige 

undesfinanzminister eben nicht geleistet, 
'^anderen Fällen heißt es, ein Politiker 
übernehme mit seinem Rücktritt „die politi- 
sche Verantwortung ". Lafontaine hat ver- 
Qntwortungslos gehandelt. 

General-Anzeiger, Bonn 

**fe erste Chance vergeigt 
AUmählich verhallt der Donner jener Ex- 
P °sion, die Oskar Lafontaine ausgelöst 

t. Nach der ersten Aufregung blickt man 
er immer noch auf Trümmer. Jetzt muß 

Jr Bundeskanzler und künftige SPD- 
arfeivorsitzende Gerhard Schröder ein 
ubueres Gebäude errichten als jenes, das 
anzler, Minister und Koalitionäre in den 
Zten fünf Monaten von innen erheblich 
schädigt hatten, bevor es Lafontaine 

Um Einsturz brachte. Dabei ist es nicht 
!*}nvoll, wenn Schröder öffentlich in 
in      e ste^1' Regierung und Partei seien 

einer Krise. Allein die nun auch von 
Zlaldemokraten und Grünen andauernd 
utzte Formulierung von der „neuen 

^ ®nce" nach Lafontaines Ende legt nahe, 
rl   Kräder und die Seinen die erste 

nc*nce vergeigt haben. 
Süddeutsche Zeitung 

Schröders zweite Chance? 
<*uTh^ nellmen von der fatalen Mixtur 
Her dwerklichen Fehlern plus Orien- 
d^^losigkeit. Mut haben zur wirklich 

Kichtkihlagendm Ref°rmen: Motzen, 
Kli      ecl(ern. Weg mit der bisherigen 
die /}^Politik nach dem Motto: Jammern 
s0 ^erfcherer oder die Energieversorger, 
eben     lh-nen gegeben. So etwas passiert 
tige 'rW^n man kein Konzept hat: Mäch- 
und. ^byisten, also Besitzstandswahrer 
kratfc     er> sP'elen Erpresser. Entbüro- 
nichi llren: Warum macht Deutschland es 
setZe r?.Holland? Dort werden alle Ge- 

zeithch befristet. Schließlich den So- 

zialstaat durchforsten auf Spielräume für 
Eigenverantwortung, also den „Staatssozia- 
lismus " (Hombach) als Leitbild aufgeben. 
Lafontaines Ende sollte mehr bringen als 
einen Personentausch. Seit dem Macht- 
wechsel gibt es 500.000 Arbeitslose mehr. 
Es ist Zeit für einen Richtungswechsel. 

Rheinische Post 

Volle Kraft wohin? 
Wird jetzt alles gut, weil Schröder nach 
dem Sturz des Rivalen seine Macht auch 
auf die Partei ausdehnt, deren Mitglieds- 
buch er hat? Die Wahrscheinlichkeit ist 
gering. Nicht nur, weil die SPD ein 
„schwerer Tanker" (Willy Brandt) ist, der 
auch nach „ Volle Kraft"-Kursänderungen 
kilometerweit in die alte Richtung rauscht. 
Entscheidender ist, daß der Kanzler ein 
ungeliebter Vorsitzender sein wird. Man 
wird gerne seine Popularität als politi- 
scher Führer nutzen. Man wird indes sein 
politisches Bekenntnis zur Mitte ablehnen. 
Denn die Funktionärsschicht der SPD ist 
nach wie vor die einer links gestrickten 
Lehrer-Partei, die für Subventionen, so- 
ziale Wohltaten und „ rot-grüne Projekte " 
steht, nicht für in den Zeiten der Globali- 
sierung zwangsläufig kalt wirkendes Re- 
gierungs-Management. 

Sächsische Zeitung 

So endet eine Ära 
Mit Lafontaines Weggang verliert die deut- 
sche Sozialdemokratie ihr Gleichgewicht. 
Das heikle, aber für die Partei wesentliche 
Spannungsverhältnis zwischen dem Mann 
für die innerparteiliche Identität und dem 
Mann für die gesellschaftliche Mitte ist da- 
hin. In dieser Woche ist die alte SPD Ge- 
schichte geworden, eine neue SPD, New 
Labour, ist nicht in Sicht. So endet eine Ära, 
die mit dem Machtverlust im Jahre 1983 
begann, in deren Folge sich die Sozialdemo- 
kratie verstärkt den neuen Themen der Frie- 
dens- und Ökologiebewegung zuwandte. 

Tagesspiegel 
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Ein notwendiger demokratischer 
Selbstreinigungsprozeß 
Günter Rinsche MdEP zum Rücktritt 

der EU-Kommission 
Der Rücktritt der 20 EU-Kommissare 
ist Teil eines demokratischen Selbstrei- 
nigungsprozesses in der Europäischen 
Union, der durch das Europäische Par- 
lament unter Führung der Christdemo- 
kraten in Gang gesetzt wurde und jetzt 
die Chance eröffnet, die Kommission 
transparenter, effizienter und bürger- 
näher zu gestalten. 

Das Europäische Parlament hat in diesem 
Prozeß gezeigt, daß es die demokratische 
Kontrolle des Beamtenapparates wirkungs- 
voll ausübt. Die deutschen Christdemokra- 
ten haben mit ihrer konsequenten Haltung 
bei der Aufdeckung von Mißmanagement 
in der Kommission von Anfang an eine 
konstruktive Haltung eingenommen. Ihr 
Ziel war es, die Strukturen in der Kom- 
mission zu verbessern und persönliche 
Verantwortlichkeiten festzulegen, ähnlich 
wie dies in der BSE-Krise unter Führung 
der Christdemokraten gelungen war. 

Die unnachgiebige Haltung der Kommis- 
sion seit März 1998 hat jedoch schließlich 
die Forderung nach dem Rücktritt zunächst 
einzelner Kommissare und dann der ge- 
samten Kommission notwendig gemacht. 
Auf diese von der CDU/CSU-Gruppe am 
10. März erneut wiederholte Forderung, der 
sich nach langem Zögern und erst in letz- 
ter Minute auch die Sozialisten anschlos- 
sen, hat die Kommission unter Androhung 
eines neuerlichen Mißtrauensvotums des 
Europäischen Parlaments schließlich die 
notwendige Konsequenz gezogen. 

Bereits im März 1998 hatte das Europäi- 
sche Parlament im Zusammenhang mit der 

Entlastung für den EU-Haushalt 1996 
Mißmanagement und fehlende demokra- 
tische Verantwortlichkeit festgestellt und 
die Entlastung verschoben, damit die 
Kommission entsprechende Maßnahmen 
zur Abhilfe treffen könne. Nachdem die 
Kommission bis Dezember auf diese Auf- 
forderung nicht reagiert hatte, hat das Eu- 
ropäische Parlament unter dem massiven 
Einfluß der Christdemokraten - und gegen 

Günter Rinsche, Vorsitzender 
der CDU/CSU-Gruppe im Eu- 
ropäischen Parlament: In der 
Krise steckt die Chance, positive 
Kräfte freizumachen und 
grundlegende Verbesserungen 
zu erzielen. 

die Stimmen der Sozialisten - die Entla- 
stung für 1996 nicht erteilt. 
Die sozialistische Fraktion hat trotz der 
schweren Vorwüfe gegen die Kommissic" 
für die Entlastung gestimmt, um die be- 
sonders betroffenen sozialistischen Kom- 
missare Edith Cresson und Manuel Mar"1 

zu schützen. 
Nach dem Verlust dieser Abstimmung 
versuchten die Sozialisten dann, über ei 
pervertiertes Mißtrauensvotum der Kon1' 
mission das Vertrauen auszusprechen. 
Dieses Mißtrauensvotum scheiterte weg 
der hohen erforderlichen Mehrheit erwar- 
tungsgemäß im Plenum. Allerdings rnac 
te die Zahl von 232 Stimmen für den 
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Antrag deutlich, daß das Vertrauen in die 
Kommission erheblich erschüttert war. 

nristdemokraten und andere Fraktionen 
orderten daraufhin den Rücktritt zumin- 
est der besonders betroffenen Kommissa- 

"n Cresson, scheiterten mit ihrer Entschlie- 
ßung aber an den Stimmen der Sozialisten, 

Ie sich erneut vor ihre Kommissarin 
gellten. Auch die Einflußnahme von Bun- 
deskanzler Schröder hat zum Scheitern des 
^'ßtrauensvotums beigetragen. 

J^chdem der Schlingerkurs der Soziali- 
sten aber auch in der Öffentlichkeit zuneh- 

end erkennbar wurde, verfielen sie auf 
idee der Einsetzung eines Experten- 

sschusses, um Aufschub zu gewinnen. 
,eser Ausschuß war im Prinzip nicht not- 

de
enpi§' da der Haushaltskontrollausschuß 

FiW     'aments bereits a"e wesentlichen 
ert    

n aurgedeckt hatte. Deswegen erneu- 
en die CDU/CSU-Abgeordneten ihre 
bet     

Ung nacn dem Rücktritt besonders 
m 

rorfener Kommissare und die Übernah- 
me P^rs°nlicher Verantwortung noch vor 

r°'fentlichung des Expertenberichts. 

fest"       'lemen des Berichts, in dem u.a. 
schgeStellt wird' daß es m der Kommission 
denWHenSWird' »irgendeine Person zu fin- 
Wnrtr    Sicn aucn nur 'm geringsten veran- 

CDu/r fÜhlt-'' hat die Position der 

cjer   ^SU, die konsequent gegen den Wi- 
de ' and der Sozialisten durchgehalten wur- 
Chn M bestati8t- Drei Monate nach den 
Sozi l emokraten sind schließlich auch die 
daß a ls.ten zu der Erkenntnis gekommen, 
und k       Kommission etwas nicht stimmt 
Wend

0nnten sicn nun nicht länger den not- 
nern j'8r

en K°nsequenzen entziehen. Um ei- 
Mißtl!    

mit Sicherheit erfolgreichen 
EU-K        

votUm vorzugreifen, sind die 20 
schein°mn?lssare noch in der Nacht nach Er~ en des Berichts zurückgetreten. 
InJeder v- 
Kräfte fe Steckt die Chance, positive 
Verbess

reizurnachen und grundlegende 
CDU/rx[Ungen zu erzielen. Hauptziel der 

u »st es jetzt, diese Krise für einen 

wirklichen Neuanfang in der Verwaltung 
der Europäischen Union zu nutzen. Dazu 
gehören neben den notwendigen perso- 
nellen Veränderungen in erster Linie auch 
strukturelle Reformen des Beamtenappara- 
tes. Für uns sind dies vor allem die Ein- 
richtung eines unabhängigen Büros zur 
Betrugsbekämpfung, ein Verhaltenskodex 
für die Ernennung von höheren Beamten 
insbesondere auch in den Kabinetten der 
Kommissare, die persönliche Veranwort- 
lichkeit der Kommissare und Änderungen 
des Beamtenstätuts. 

Es ist dem Europäischen Parlament und 
den Initiativen der Christdemokraten ge- 
lungen, mit den Verfahren der Demokratie 
eine wirkliche Erneuerung in der Europäi- 
schen Union im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger und der europäischen Steuer- 
zahler zu bewirken. Dies ist ein Sieg des 
Europäischen Parlaments und der Demo- 
kratie in Europa. 

Ein notwendiger Schritt zur 
Parlamentarisierung der EU 

Der Rücktritt der EU-Kommission 
ist die Konsequenz aus der durch das 
Europäische Parlament konsequent 
eingeforderten demokratischen Kon- 
trolle gegenüber der EU-Kommission, 
hat der stellvertretende Vorsitzende 
der EVP-Fraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert Pöttering, in 
Brüssel erklärt. 

Dies sei ein Fortschritt in Richtung auf die 
weitere Parlamentarisierung der Europäi- 
schen Union. 

Hans-Gert Pöttering: „Ich begrüße, daß 
dieser Schritt, der bereits durch die von der 
EVP-Fraktion gegen die Sozialisten durch- 
gesetzte Nicht-Entlastung der Kommission 
für den Haushalt 1996 im Dezember letz- 
ten Jahres eingeleitet wurde, jetzt seine 
Bestätigung gefunden und die Kommission 
endlich die notwendigen Konsequenzen 
gezogen hat." • 



Seite 16 • UiD 9/1999 EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Generalsekretärin Angela Merkel: 

Aufgedeckte Mißstände dürfen 
sich nicht wiederholen 

Nach dem vernichtenden Urteil des 
unabhängigen Expertenausschusses 
über Korruption und Vetternwirt- 
schaft in der EU-Kommission ist der 
Rücktritt der gesamten Kommission 
eine notwendige Konsequenz und 
ein Signal der Hoffnung für eine 
künftig bessere Amtsführung der 
Organe der EU. 
Die aktive Rolle der EVP-Fraktion bei 
der Aufdeckung der Mißstände ist 
hierbei besonders hervorzuheben. 
Korruption und Vetternwirtschaft dür- 
fen sich nicht wiederholen. 
Die Einsetzung einer unabhängigen 
Untersuchungskommission durch das 
Europäische Parlament war eine ad- 
hoc-Lösung. Für die Zukunft fordert 
die CDU ein unabhängiges Amt in der 
Europäischen Kommission, das Kon- 
troll- und Untersuchungsfunktionen 
wahrnimmt und im Falle von Unregel- 

mäßigkeiten selbständig die zuständi- 
gen Strafverfolgungsbehörden ein- 
schalten kann. Darüber hinaus müssen 
die Kontrollrechte des Europäischen 
Parlaments weiter gestärkt werden. 
Die CDU fordert, daß das EP durch 
Mehrheitsbeschluß einen Untersu- 
chungsausschuß einsetzen kann, der 
ein verbindliches Vorladerecht gegen 
jeden EU-Bürger erhält. Dieser Aus- 
schuß muß auch das Recht haben, Ei- 
desleistungen zu verlangen - mit allen 
strafrechtlichen Konsequenzen. 

Für die Akzeptanz eines geeinten Euro- 
pas bei den Bürgern ist die konsequente 
Unterbindung von Schlamperei, Sub- 
ventionsbetrug, Verschwendung und 
Unterschlagung eine ganz wesentliche 
Nagelprobe. Europa muß man richtig 
machen. Dafür brauchen wir ein starkes 
Europaparlament mit einer ausgewoge- 
nen Balance der politischen Parteien. 

Rücktritt folgerichtig 

Der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Frie- 
drich Merz, hat den Rücktritt der 
Europäischen Kommission als folge- 
richtig bezeichnet. 

Die Krise, die die Europäische Gemeinschaft 
jetzt erlebe, wäre allerdings vermeidbar ge- 
wesen, wenn die belasteten Kommissare 
rechtzeitig zurückgetreten wären. Mehrheiten 
aus Rot und Grün hätten aber leider ein Miß- 
trauensvotum gegen die Kommission verhin- 
dert. Als erschwerend komme hinzu, daß Bun- 
deskanzler Gerhard Schröder als EU-Rats- 
präsident diese Krise jetzt managen müsse. 

Notwendig und konsequent 

Als konsequenten und längst not- 
wendigen Schritt hat auch der 
Europaabgeordnete Ingo Friednc"1' 
den Rücktritt der EU-Kommission 
begrüßt. 

Angesichts der Fakten, die über das Miß- 
management in der EU-Kommission nicht 
nur gegen einzelne Kommissare, sondern 
auch im Hinblick auf Strukturfehler und das 
Fehlen einer Kultur der politischen Verant- 
wortung bereits seit Verweigerung der Ent 
stung für den EU-Haushalt 1996 aufgede<*f 

worden seien, sei dieser Schritt dringe 
wendig und konsequent gewesen. 

nd not' 
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Existenzfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft nachhaltig gefährdet 
Anläßlich des Beschlusses der EU- 
Agrarminister zur Agenda 2000 erklär- 
ter agrarpolitische Sprecher der 
SDU/CSU-Bundestagsfraktion Hein- 
r»ch-Wilhelm Ronsöhr: 

s kam, wie es kommen mußte. Funke hat 
"J111 seiner dilettantischen Verhandlungs- 
uhrung ein für die deutsche Landwirt- 
cnaft völlig unakzeptables Ergebnis er- 
lcht. Die Einkommen der Bauern wer- 

en aufgrund der drastischen Preissenkun- 
gen in existenzgefährdende Nähe zurück- 
sehen und ihre Abhängigkeit von staatli- 

nen Beihilfen erhöhen. Gleichzeitig wird 
ber deutsche Haushalt weiter beträchtlich 

'astet. Das Ziel einer deutschen Entla- 
ng wurde völlig verfehlt. Die kompli- 

ten Prämiensysteme im Milch- und 
cifleischbereich bedeuten eine weitere 

^. nähme der Bürokratie für unsere Land- 
sch     ^lt diesem Ergebnis sind die deut- 
?ah?n Bauern und die deutschen Steuer- 

nier die großen Verlierer. 

sichke hat dafÜr &s°T&> daß alle Länder 
n     §roßzügig aus dem Warenkorb bedie- 
zurn 7 nt6n" Nur Deutschland hat er nicht 
von Q Uge komrnen lassen. Die Versuche 
tive   ytssekretär Dr. Wille, mit konstruk- 
auf n     rsch'ägen die Verhandlungen noch 
ren ?'" anderes Gleis zu bekommen, wa- 
ster p

lder zu spät und wurden von Mini- 
unke nicht nachhaltig unterstützt. 

Fran mdfleiscnbereich konnten sich die 
hUn 

?'°sen mit einer beträchtlichen Erhö- 
tionpi,er prämien voll zu Lasten der tradi- 
durch      Mastverfahren in Deutschland 
hat sich1?"' Bei ODJektiver Berechnung 
en Weij 

der deutsche Anteil an den Prämi- 
te Ziel     Verschlechtert. Das angekündig- 
Prarni' 

mu.dem deutschen Anteil an den 
n naher an den Produktionsanteil 

heranzukommen, wurde weit verfehlt. Das 
Problem der Überproduktion wurde nicht 
gelöst, so daß die Erzeuger neben der 
20%igen Preissenkung mit einer weiteren 
schlechten Marktlage rechnen müssen. 

Die Erhöhung der Milchquote um linear 
1,5 % ab 2003 und zusätzlichen Quoten an 
Griechenland, Spanien, Irland, Italien und 
Nordirland - auch wieder großzügige Ge- 
schenke der deutschen Ratspräsidentschaft 
- ab 2000 führen das Quotensystem ad ab- 
surdum. 1 % Quotenaufstockung bedeuten 
für unsere Milcherzeuger 8 % Preissen- 
kung. Daß die Preissenkung um 15 % erst 
2002 kommt, ist nicht das Ergebnis eines 

Es geht um die Sicherung von 
Arbeitsplätzen und eines lebens- 
fähigen, ländlichen Raumes. 

politischen Willens, sondern der Tatsache 
zu verdanken, daß eine frühere Senkung 
die Agrarreform über die 13,7 Mrd. DM 
Mehrkosten noch weiter verteuert hätte. 

Im Bereich der Ackerkulturen, wo sich 
insbesondere Finnland, Spanien und Italien 
mit Sonderwünschen durchsetzen konnten, 
war aus deutscher Sicht sogar nach Bekun- 
den von Minister Funke eine Preissenkung 
nicht notwendig und hätte verhindert wer- 
den müssen. 
Das Nichtdurchsetzen einer Kofinanzie- 
rung wird der deutschen Landwirtschaft, 
insbesondere nach der Osterweiterung aus 
taktischen und finanziellen Gründen noch 
teuer zu stehen bekommen. Mit der jetzi- 
gen Agrarreform werden in den Beitritts- 
ländern Hoffnungen auf hohe Transferzah- 
lungen geweckt und wird der notwendige 
Strukturwandel der dortigen Landwirt- 
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Ein Durchbruch nach unten 
Zum Kompromiß der EU-Land- 
wirtschaftsminister erklärte das 
Bundesvorstandsmitglied der CDU, 
Reimer Böge MdEP: 
Der von den EU-Agrarministern er- 
zielte Kompromiß zur Agenda 2000 ist 
ein Durchbruch nach unten. Er ist kei- 
ne Basis für eine zukunftsfähige Ent- 
wicklung der deutschen Landwirt- 
schaft. SPD-Bundeslandwirtschaftsmi- 
nister Funke hat als EU-Ratspräsident 
völlig versagt. Er ist von dem gemein- 
sam von Bund und Ländern getra- 
genen Grundsatz, bei Preissenkungen 
auf einen vollständigen Ausgleich zu 
bestehen, den er selbst bei der Län- 
deragrarministerkonferenz vom Mai 
1998 mit unterstützt hat, abgekehrt. 
Es ist ausdrücklich zu bedauern, daß 
die amtierende Bundesregierung durch 
ihre ungeschickte Verhandlungsfüh- 
rung wichtige deutsche Anliegen ver- 
spielt hat. Die deutsche Landwirtschaft 
muß mit massiven Einkommensein- 
bußen rechnen. In der nationalen Poli- 
tik hat die Schröder-Regierung mit 
ihren Steuerbeschlüssen, einschließ- 
lich der Ökosteuern, die deutsche 
Landwirtschaft bereits in Milliarden- 
höhe belastet. Jetzt kommt das 
schlechte Verhandlungsergebnis in 

Brüssel hinzu. Die Existenz von zehn- 
tausenden von landwirtschaftlichen 
Betrieben ist in Gefahr. 

Die Beschlüsse zur EU-Agrarreform 
laufen auch den Interessen der deut- 
schen Steuerzahler entgegen. Bereits 
die ursprünglichen Fischler-Vorschlä- 
ge beinhalteten eine Mehrbelastung 
des EU-Haushaltes von 6,5 Milliarden 
DM jährlich und eine Verschlechte- 
rung der deutschen Nettozahlerpositi- 
on um rund eine Milliarde DM. Der 
jetzt ausgehandelte Kompromiß kostet 
nochmals zwei Milliarden DM jähr- 
lich mehr. Vor diesem Hintergrund 
steht für die CDU die Kofinanzierung 
der direkten Ausgleichszahlungen 
noch drängender auf der Tagesord- 
nung. Nur durch die Kofinanzierung 
ließe sich die deutsche Nettozahlerpo- 
sition verbessern, Spielraum für eine 
vernünftige und effiziente Agrarpolitik 
gewinnen und der Beitritt der mittel- 
und osteuropäischen Staaten zur EU 
finanziell leichter darstellen. Die CDU 
wird ihre Forderung auf dem Erfurter 
Parteitag vom 25. bis 27. April mit 
der Verabschiedung des Leitantrags 
des Bundesvorstands „Europa muß 
man richtig machen" nachdrücklich 
bekräftigen. 

schaften gebremst. Daraus ergibt sich neu- 
er Druck für eine Abschaffung der Aus- 
gleichszahlungen. 

Für die deutsche Landwirtschaft kommen 
neben der Ökosteuer, der Senkung der Vor- 
steuerpauschale und der Streichung ande- 
rer steuerlicher Begünstigungen mit dem 
Beschluß zur Agenda 2000 weitere 
schwerwiegende Belastungen zu. Nach- 
dem Minister Funke sich nicht für die 

deutschen Interessen in Brüssel einsetzte» 
muß er nunmehr wenigstens national für 
bessere Rahmenbedingungen zugunsten 
der Landwirtschaft sorgen. Ansonsten 
wird die umweit- und Verbraucherorient 
te deutsche Landwirtschaft im internal' 
nalen Wettbewerb keine Chancen haben- 
Auch hier geht es um die Sicherung von 
Arbeitsplätzen und eines lebensfähigen  ^ 
ländlichen Raumes. 
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^gneralsekretärin Angela Merkel: 

Die Energiewirtschaft kann auf uns zählen 
,.J® die Bundesregierung in der Atompo- 

'K macht, sind keine Energiekonsensge- 
Präche, sondern bestenfalls Verhandlun- 
^n mit der Energiewirtschaft zur Ver- 

ödung von Schadenersatzansprüchen. 
ne moderne Energiewirtschaft erfordert 

ersorgungssischerheit, Wettbewerbsfähig- 
" ll und Umweltverträglichkeit. Wenn wir 

ser Klimaschutzziel erreichen wollen, 
°nnen wir nicht holterdiepolter aus der 
ernenergie aussteigen. 
er aussteigen will, muß auch sagen, wo 

r ^eder einsteigen will. Ein berechenba- 
f ,. nergiekonzept der Bundesregierung 
Seh        'st unverantwortlich, wenn die 

*r°der-Regierung 150.000 Arbeitsplätze 
Tia . P'e'^a^ ideologischer Interessen 

Cnt- Es ist unverantwortlich, das welt- 

Deutsche mit 
^rbeitsmarktpolitik der 
Regierung unzufrieden 

de  fozent der Deutschen sind mit 
ne[" ^rbeitsmarktpoiitik der rot-grü- 
^e   „"ndesregierung und ihren 

muhungen um neue Ausbildungs- 
plätze unzufrieden. 

lan
e,  nzufriedenheit sei in Ostdeutsch- 

We^
Us§ePrägter (71 Prozent) als in 

eine     oSchland (64 Prozent), ergab 
sent.

ln Hamburg veröffentlichte reprä- 
UmJ* !Ve Urnfrage des Forsa-Instituts 
v*er 1000 Bundesbürgern. 

nacha
d

lem die l8" bis 29jährigen sind 
ker     

er Umfrage der Ansicht, Politi- 
dunpo e,n.viel zu wenig für neue Ausbil- 

&spiätze 

weit beste technologische Know-how aufs 
Spiel zu setzen. 

Wir verlieren damit jeden Einfluß auf die 
Verbesserung der Sicherheit osteuropäi- 
scher Kernkraftwerke vom Typ Tscherno- 
byl. So werden durch verquaste Politik 
deutsche Sicherheitsinteressen massiv ge- 
fährdet. 

Jederzeit gesprächsbereit 

Es ist höchste Zeit, daß die Bundesregie- 
rung im Interesse der Bürger endlich ihre 
alten ideologischen Hüte in die Motten- 
kiste packt. Die Opposition von heute ist 
die Regierung von morgen. Wir werden 
uns energisch für die Arbeitsplätze in der 
Energiewirtschaft einsetzen. Dafür sind 
wir jederzeit gesprächsbereit. 

Matthias Wissmann: 
Grundsatzabteilung 

wieder ins 
Wirtschaftsministerium 

Die CDU fordert von der Regierung, 
die von Lafontaine durchgesetzte 
Machterweiterung für das Finanzmini- 
sterium rückgängig zu machen. Die 
wirtschaftspolitische Grundsatzabtei- 
lung müsse wieder in das Wirt- 
schaftsressort eingegliedert werden, er- 
klärte der wirtschaftspolitische Spre- 
cher der CDU, Matthias Wissmann. 
Nur so könne das Ministerium wieder 
seine „ordnungspolitische Leuchtturm- 
funktion" wahrnehmen. Die Regierung 
selbst hat bisher noch nicht über eine 
Neuordnung entschieden. 
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Lehrstellen 

Den Maßnahmenkatalog von 
CDU/CSU berücksichtigen 

Im Zusammenhang mit dem Sofortpro- 
gramm der Bundesregierung zum Ab- 
bau der Jugendarbeitslosigkeit und zur 
Schaffung von Ausbildungsplätzen er- 
klärte der zuständige Berichterstatter 
im Bildungs- und Forschungsausschuß 
Rainer Jork: 

So sehr ein konkretes Herangehen an die 
akuten Probleme des Lehrstellenmarktes 
zu begrüßen ist, läßt das Programm der 
Bundesregierung wirklich neue Ideen ver- 
missen. Die Auffassung, daß durch staat- 
lich finanzierte Förderprogramme die Ge- 
samtsituation auf dem Lehrstellenmarkt 
langfristig verbessert werden kann, ist ein 
Trugschluß. In Wirklichkeit ist eine struk- 
turelle Entlastung auf dem Ausbildungs- 
markt nur dann zu erreichen, wenn sich die 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
deutlich verbessern. 

Jede Maßnahme zur Schaffung oder För- 
derung neuer Lehrstellen muß sich an drei 
grundlegenden Kriterien messen lassen: 

• der Qualität der Ausbildung, 
• dem Praxiskontakt in der Ausbildung 
• der Eröffnung der Möglichkeit auf Ein- 

tritt in dauerhafte Beschäftigung nach 
der Lehrzeit. 

Im April 1997 hat die Arbeitsgruppe 
Bildung und Forschung der CDU/CSU- 
Fraktion einen Katalog von Maßnahmen 
zu Verbesserung der Lehrstellensituation 
erarbeitet. Gefordert wurde u.a.: 

• Investitionen und Vergaberichtlinien am 
Ziel der Schaffung betrieblicher Lehrstel- 
len zu orientieren; 
• Ausbildungsordnungen so zu formulie- 

ren, daß sie dynamisch an branchenspezi- 
fische und betriebliche Entwicklungen an- 
gepaßt werden können, 

• angesichts des zögerlichen Aufbaus der 
Wirtschaft in den neuen Bundesländern 
die Bundesförderung für Lehrstellen in 
Abstimmung mit den Ländern sitationsbe- 
zogen mittelfristig fortzuführen, 

• differenzierte, modulare Ausbildungs- 
gänge und -abschlüsse in der Berufsbildufle 
für Begabte und eher Praxisorientierte ei"' 
zurichten, 

• von der öffentlichen Hand gezahlte Zu- 
schüsse für Ausbildungsplätze steuerfrei 
zu stellen, 

• in den der Berufsbildung vorgelagerte11 

Schulen fächerübergreifend Information^ 
über Berufsbilder und entsprechende BeJ 
tungsanteile sinnvoll in die Allgemein^1' 
dung zu integrieren und 

• das Verfahren zur Erarbeitung neuerü 

zur Modernisierung bestehender Ausbil- 
dungsordnungen jeweils innerhalb eines 

Jahres abzuschließen. 

Erfolg durch Modernisierung 

Verschiedene dieser Forderungen wurde 
bereits unter der alten Bundesregierung 
die politische Praxis umgesetzt. Die ne 
Regierung täte gut daran, sich die ^or'hß, 
schlage genauer anzusehen und sie zu 
rücksichtigen. Es sollte einleuchten, da 
eine Modernisierung des Systems der 
len Berufsbildung allemal erfolgverspr   ^ 
chender ist als dessen Verstaatlichung- 
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^hrbeauftragtenbericht 

Rot-Grün verschärft die Probleme 
der Bundeswehr 

^um Jahresbericht 1998 der Wehrbe- 
JJjftragten des Deutschen Bundestages, 
Uaire Marienfeld, erklärten der ver- 
pl^gungspolitische Sprecher der 
^üU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul 

cnJ16^ und der Bericnterstatter der 

,üU/CSU-Bundestagsfraktion für den 
^rbeitsbereich der Wehrbeauftragten, 
Werner Siemann: 

v 
acn unserer Einschätzung vermittelt der 

r 
n der Wehrbeauftragten vorgelegte Jah- 

re nericnt den Gesamteindruck, daß unse- 
Bundeswehr in Ordnung ist. Das heißt, 

^e »st im Kern intakt. 

dri" /^Beauftragte weist jedoch aus- 
hä p

,ich darauf hin, daß Finanzmittel 
an   fehlen, damit zum einen Aufträge 
.   gerührt und zum anderen vorhandene 
fc, n§e^ beseitigt werden können. Dies 
^ärV im tagncnen Dienst zu unverhältnis- 
CDU? 

nonem Motivationsverlust. Die 

ÖunH agsfraktlon ^ordert ^ie 

Qe,, 
esregierung auf, die notwendigen 

Set   
er fur Materialerhaltung und -instand- 

reits
U"g zur Verfügung zu stellen. Die be- 

Hed   •  annten Kürzungen und weitere 
9o/QZlerungspläne von SPD und Bündnis 
Tr^i1!0611 verschärfen den negativen 

Di 
fur die Bundeswehr. 

die
e
an hrbeauftragte stellt fest, daß durch 

"naun enieine Wehrpflicht einerseits die 
Über J

lche" gesellschaftliche Kontrolle 
(lereri.le Bundeswehr gelungen ist und an- 
tigen     s aus den Reihen der Wehrpflich- 
ten^11? ufiz'erte, aufgeschlossene und 
nach\v   .|icne Junge Männer als Führungs- 
C

ÖU/QO,   gewonnen werden können. Die 
die Weh K ^Undestagsfraktion unterstützt 

Beauftragte; ein Teil der Koaliti- 

on von SPD und Bündnis 90/Grünen ist 
jedoch gegen die allgemeine Wehrpflicht 
und übersieht diese wichtigen Argumente. 

Die von der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion vorangetriebenen Maßnahmen zur 
finanziellen und ideellen Aufwertung der 
Wehrpflicht haben auch nach Meinung der 
Wehrbeauftragten entscheidend zu einer 
Erhöhung der Attraktivität der Wehrpflicht 
beigetragen. 

Zivilcourage gefragt 
Die Wehrbeauftragte hat unsere volle 
Unterstützung, wenn sie den Stellenwert 
der politischen Bildung für das Selbstver- 
ständnis der Soldaten erneut hervorhebt. 
Dabei ist es zu einer qualitativen Verbes- 
serung gekommen. Das Konzept hierfür 
ist noch von der alten Bundesregierung 
eingeführt worden. Die Wehrbeauftragte 
unterstreicht, daß eine lebendige Demo- 
kratie den Staatsbürger in Uniform 
braucht, der sich des hohen moralischen 
Anspruchs seines grundgesetzlichen Auf- 
trages bewußt ist. 

Zivilcourage und kritisches Urteilsvermö- 
gen bieten die beste Gewähr gegen Dem- 
agogie und Intoleranz. Ein widerspruchs- 
loses Hinnehmen von Mißständen verträgt 
sich nach unserer Meinung nicht mit un- 
serem Verständnis vom „mündigen Staats- 
bürger". Dem müssen Vorgesetzte aller 
Ebenen Rechnung tragen. Daher kritisiert 
die Wehrbeauftragte auch zurecht die 
„Sprachlosigkeit" in der Truppe. 

Für ihre Arbeit sprechen wir der Wehr- 
beauftragten als kritischer Begleiterin der 
Bundeswehr im Namen der gesamten 
Fraktion unseren Dank aus. • 
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Waffenrechtsnovelle in 
Übereinstimmung mit Verbänden 

Die Arbeitsgruppe Inneres und Sport 
hat auf ihrer Klausurtagung eine 
Novellierung des Waffengesetzes be- 
schlossen. Hierzu erklärten der Bericht- 
erstatter zum Waffenrecht, Hartmut 
Koschyk, und der innenpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Erwin Marschewski: 
Die Innenpolitiker der CDU/CSU-Frakti- 
on möchten die bereits in der 10. Legisla- 
turperiode begonnenen Überlegungen, das 
Waffenrecht grundlegend neu zu gestalten, 
zum Abschluß bringen. 

Die Notwendigkeit der Novellierung 
ergibt sich aus 
• strukturellen Mängeln des derzeitigen 
Gesetzes. Grund ist, daß der Bund hier 
zunächst keine Gesetzgebungskompetenz 
für die sicherheitsrelevanten Teile hatte. 

• Unübersichtlichkeit des geltenden 
Rechts und hierdurch hervorgerufene 
schwierige Handhabung für Behörden 
sowie schwere Verständlichkeit für die 
Betroffenen. 
Die von der Arbeitsgruppe beschlossene 
Neuregelung folgt einer neuen Gesetzes- 
systematik, die nicht mehr die gewerbs- 
mäßige Herstellung, Instandsetzung und 
Bearbeitung von Waffen und Munition in 
den Vordergrund stellt, sondern die Rege- 
lung aller wesentlichen sicherheitspoliti- 
schen Vorschriften. 

Der Entwurf enthält sowohl Verschärfun- 
gen als auch Erleichterungen gegenüber 
der derzeitigen Rechtslage. Alle wesent- 
lichen Änderungen wurden mit den Spit- 
zenverbänden der deutschen Schützen, 
Jäger und Waffenhersteller erörtert. 

Zentrale Änderungsvorschläge sind die 
Regelung von 

• Zuverlässigkeit 

1. Jägerprivileg 

Bisherige Rechtslage: Die Jäger waren 
privilegiert; die Verurteilung zu Fahrläs- 
sigkeitsdelikten führte bei ihnen in der Re' 
gel nicht zur Unzuverlässigkeit; Ausnah- 
me: fahrlässige Straftat im Zusammen-   . 
hang mit dem Umgang von Waffen, Muni- 
tion und Sprengstoff. 
Künftige Rechtslage: Gleiche Zuverläs- 
sigkeitskriterien für alle Waffenbesitzer, 
was das Bundesverwaltungsgericht oh- 
nehin fordert. Grundsätzliche Beibehal- 
tung des bisherigen Zuverlässigkeitsma»' 
stabs im Waffenrecht, d.h. insbesondere 
keine Zuverlässigkeit bei Verurteilung * ' 
gen fahrlässiger Straftaten zu Freiheits-- 
Jugend- oder Geldstrafe von mindestens 
60 Tagessätzen (Regelunzuverlässigkew- 

2. Extremistische Organisationen 

Bisherige Rechtslage: Keine Annahme 
der Unzuverlässigkeit für Mitglieder. 
Künftige Rechtslage: Regelunzuverläs*'- 
keit für einen Zeitraum von 10 Jahren i l 

Mitglieder von Vereinen, die wegen ih'e 

Militanz unanfechtbar verboten wurden- 

3. Fahrlässigkeitsdelikte 

Bisherige Rechtslage: RegelunzuverläS' 
sigkeit bei Fahrlässigkeitstaten im 
Zusammenhang mit Waffen, Munition, 
Sprengstoff. 
Künftige Rechtslage: Regelunzuverjäss1 

keit bei den genannten Delikten nur be 
Verurteilung zu Freiheits-, Jugend- od 
Geldstrafe von mindestens 60 Tagessa 
sowie bei sonstigen fahrlässigen Strat 
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n> bei Verurteilung von Freiheitsstrafe 
v°n mindestens einem Jahr. 

• Erwerb, Besitz, Führen 
von Gas-/Schreckschußwaffen 

bisherige Rechtslage: Erlaubnisfrei ab 
Blendung des 18. Lebensjahrs 

^eue Rechtslage: Schaffung eines Ord- 
Ungswidrigkeitentatbestandes, wenn je- 

mand eine solche Waffe führt und nicht 
rch Personaldokument sein Alter nach- 
Jsen kann, sowie Regelung über die 

e.lnziehung der Waffe; keine Einführung 
•   er Händlerbescheinigung oder eines 

leinen Waffenscheins. 

Altersgrenzen für Kinder 
und Jugendliche 

^ »sherige Rechtslage: Altersgrenze für 
j£? schießen auf Schießstätten grundsätz- 
be    ^ ^anre mit Ausnahmeregelung für 
wi .    ere Fälle; Ausnahmegenehmigung 

lrd ein-*«!.,— i^:_j._ ^  -I* 

Ki 
emzelnen Kindern erteilt. 

gre      §e Rechtslage: Bestand der Alters- 
2örP"' 'n Jedem Bundesland kann aber 
ne    

örcjerung des Leistungssports einzel- 
bef ^cn'eßsportvereinen, die besonders 
ein  A 

le Ausm,der und Betreuer besitzen, 

terserfSnallrne8enehm'8ung von den A'~ 
lieh    0rdemissen für Kinder und Jugend- 

lle gewährt werden. 

8nd   Zu fitere Altersgrenzen, die unver- 
^uert bleiben: 

rlaubnis zum Schießen mit Luftdruck-, 
eüerdruck und CO -Waffen für Kinder 

^Von 12 bis 14 Jahren, 

5 schriftlichem Einverständnis der 
Wo

r£et)erechtigten für alle sonstigen 
Waffen bis 16 Jahre. 

edÜrfnisreeelung bei 
^ortschüt^ schützen 

R< 
5rlaubnis für Einzellader, Langwaf- 

Wert>ser?e **ecnts,age: Unbegrenzte Er- 

fen sowie für den Erwerb von Selbstlade- 
langwaffen und zwei Kurzwaffen, wenn 
durch Vereinsbescheinigung nachgewie- 
sen, daß wenigstens 6 Monate regelmäßig 
und erfolgreich am Übungsschießen teil- 
genommen wurde. 

Neue Rechtslage: Unbegrenzter Erwerb 
und Besitz von Einzellader- und Repetier- 
langwaffen, Regelbedürfnis für 5 halbau- 
tomatische Langwaffen und 5 Kurzwaffen 
(Erleichterung), allerdings unter engeren 
Voraussetzungen wie Eignung und Erfor- 
derlichkeit der Waffe für eine Sportdiszi- 
plin nach der Sportordnung eines Schieß- 
sportverbandes; Regelung staatlicher 
Anerkennung von Schießsportverbänden. 

• Bedürfnisregelung bei Jägern 

1. Zahl der Langwaffen: 

Bisherige Rechtslage: Erwerb und Besitz 
einer unbegrenzten Zahl Einzellader und 
Repetierlangwaffen sowie halbautomati- 
scher Langwaffen mit Magazinkapazität 
bis zu 2 Patronen, 
Künftige Rechtslage: Langwaffen jeder 
Art und Menge ohne Munitionsbegren- 
zung bei Jahresjagdscheininhabern (= Er- 
leichterung!). Bei Tages- und Jugendjagd- 
scheininhabern Glaubhaftmachung eines 
Bedürfnisses nötig. 

2. Erwerbserlaubnis für 

Lang waffen: 

Bisher: Jagdscheine gelten als Erwerbs- 
dokument. 

Künftig: Auch Jagdscheininhaber brau- 
chen für den Erwerb von Langwaffen eine 
waffenrechtliche Erwerbserlaubnis. 

3. Kurzwaffen: 

Bisher: Bedürfnis für 2 Kurzwaffen unter- 
stellt, selbst wenn diese für die Jagd nicht- 
geeignet sind . 
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Sicherheit bei der Bahn 
hat oberste Priorität 

Die Stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hannelore Rönsch, erklärte zu der 
Diskussion über die Deutsche Bahn 
AG: 
Es ist verständlich, daß nach der jüng- 
sten Unglücksserie bei der Deutschen 
Bahn AG viele Menschen, die gerne 
die Bahn benutzen, verunsichert sind. 
Deshalb muß die Bahn die Unfallgrün- 
de möglichst schnell aufklären und er- 
forderliche technische Verbesserungen 
bei den bestehenden Strecken veran- 
lassen. Sicherheit bei der Bahn muß 
oberste Priorität haben. Das Spitzen- 
gespräch des Bahnvorstandes zeigt, 
daß die Deutsche Bahn AG diese Un- 
fälle sehr ernst nimmt. 
Die Ergebnisse des eingesetzten Son- 
derstabes, der vor allem mit den Bahn- 
bediensteten über Lösungsvorschläge 
sprechen sollte, müssen der Öffent- 

Künftig: Erforderlichkeit der Eignung für 
die Jagd ist durch Bescheinigung der Lan- 
desjagdbehörde nachzuweisen. 

• Erbenprivileg 
Bisherige Rechtslage: Erteilung einer 
Waffenbesitzkarte zum Besitz erlaubnis- 
pflichtiger Schußwaffen bei Antragstel- 
lung innerhalb eines Monats nach Erbfall 
allein aufgrund der Zuverlässigkeit, d. h. 
ohne Bedürfnis, ohne Sachkunde, ohne 
Beachtung der Altersgrenze. 

Künftige Rechtslage: Erteilung einer 
Waffenbesitzkarte zum Besitz erlaubnis- 
pflichtiger Schußwaffen bei Antragstel- 
lung innerhalb von 6 Monaten nach dem 
Erbfall bei Vorliegen von Zuverlässigkeit, 
Sachkunde (hierüber Belehrung), vorüber- 

lichkeit unmittelbar zur Kenntnis ge- 
geben werden. Die Bahn muß darüber 
hinaus sicherstellen, daß auch in Zu- 
kunft gutausgebildete Mitarbeiter in 
den technisch sensiblen Funktionen 
beschäftigt werden. Zu prüfen wäre, 
inwieweit die Fortbildung verbessert 
werden muß. 

Völlig inakzeptabel ist die Haltung der 
rot-grünen Koalition zu den Ökosteu- 
er-Belastungen für die Bahn. Wer die 
Bahn mit jährlich 170 Mio. DM an 
zusätzlichen Energiekosten belastet, 
darf sich nicht wundern, daß die Bahn 
die Fahrpreise erhöht und die Kosten 
an die Kunden weitergibt. Auf diese 
Fahrpreiserhöhung hat die CDU/CSU- 
Fraktion in den vergangenen Wochen 
immer wieder hingewiesen. Nur auf 
unseren Druck hin sind die Belastun- 
gen für den ÖPNV erst in letzter Mi- 
nute noch etwas verringert worden. 

gehender Aussetzung der Schießfunk«o 
(Blockiersystem), wobei die Behörde & 
Nachschaurecht zur Kontrolle der ausre 
chenden Sicherung der Waffen erhält- 

Die Arbeitsgruppe beabsichtigt, ihren 
Entwurf noch in diesem Jahr fertigzust 
len und ihn im Deutschen Bundestag 
einzubringen. 
Ein übersichtliches Waffenrecht liegt i£ 
Interesse der Inhaber von Waffen. ^nLn- 
rechtfertigte Beschränkungen des Wa   ^ 
besitzrechtes hat die Union durch Bet 
gung der interessierten Kreise vermiß• 
Dabei hat sie beachtet, daß nicht der   * e 

le Waffenbesitz ein Problem für die in 
Sicherheit darstellt, sondern der i,leg u 
Um so mehr gilt es jetzt, die Reform      f 
Ende zu bringen. 
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Gute Gründe für einen 
stabilen Euro 

lüü ^.mfunrung des Euro am 1. Januar 
" ist ein historischer Schritt auf dem 

p e§ z" einem gemeinsamen Europa. 
^ntgegen anen skeptischen Stimmen hat 

c« der Euro als eine starke Währung 
L   "en Finanzmärkten durchgesetzt und 
., nauPtet. Wenn gegenwärtig der Euro 
j^genüber dem Dollar etwas schwächer 
ni^ertet wira\ bedeutet dies noch lange 
seh    da^ das Vertrauen m den Euro 
verp

indet oder der Euro an Stabilität 
an u**' ^ennocn braucht jede Währung 
0r

ch Vertrauen. Die CDU hat hierfür die 
w, nd'agen geschaffen, indem sie eine 
jabiütätskultur in Deutschland und in 
I "r°pa etabliert hat. Die Geschichte be- 
(>*[auf eindeutige Weise, daß ein stabiler 
fjj    ,Wert die zwingende Voraussetzung 

eine stabile Volkswirtschaft ist. 

einer
We§ *St frei' so daß sich der Euro zu 

de   Reiten Weltreservewährung neben 
daß Do|lar entwickeln kann. Dies zeigt, 
tyjih     Euro eine stabile und harte 
Don"8 ist' die im Wettbewerb mit 
snr„du Und Yen besteht. Für den Euro 
rechen gute Gründe: 

\V~ euroPaische Wirtschafts- und 
ahrungsunion bringt den 

ü^'nehnierländer neue Freiheiten 

G   nd wirtschaftliche Vorteile: 

land1 MfÜr die Bundesrepublik Deutsch- 
Unsere w-dem Euro bundeln wir Europäer 
Weiter pV^ehaftskraft und eröffnen uns 
viele H   nancen auf den Weltmärkten. Für 
fnan de

anp6,s" und Finanzgeschäfte wird 
bollar ^ifUro den Vorzug gegenüber dem 
kann sei Aber auch der Binnenmarkt 
schafts 

ne pnze Kraft entfalten, das Wirt- 
wachstum erhält zusätzliche Impul- 

se. Aufwertungstendenzen der D-Mark 
oder spekulative Abwertungen wichtiger 
Partnerwährungen, die zu einer Verteue- 
rung deutscher Produkte für das Ausland 
führen, entfallen. Die Unternehmen kön- 
nen sicherer planen und investieren, Wech- 
selkursrisiken sowie währungsbedingte 
Umtauschkosten entfallen in der Euro- 
Währungszone. Bereits im ersten Jahr der 
Währungsunion werden die Kostenerspar- 
nisse durch die Einführung des Euro höher 
sein als die einmalig auftretenden Kosten 
der Einführung. All dies sichert Arbeits- 
plätze und erhöht die internationale Kon- 
kurrenzfähigkeit deutscher Unternehmen. 

2. Die Verträge von Maastricht 
und Amsterdam stellen sicher, 
daß die gemeinsame europäische 
Währung stabil ist und auf Dauer 
bleibt. Das garantieren die 
Mitgliedstaaten durch strenge 
fiskalische Disziplin. 

Bereits die Vorbereitung auf den Euro hat 
die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten zu ei- 
nem strikten Haushaltspolitik veranlaßt. 
Dieser strikte Konsolidierungskurs wird 
fortgesetzt. Das garantiert der von Helmut 
Kohl durchgesetzte Stabilitätspakt. Die 
Neuverschuldung in den Teilnehmerländer 
darf die Grenze von 3 Prozent des Bruttoin- 
landsproduktes nicht überschreiten. Eine 
Mißachtung dieser Grenze zieht eine emp- 
findliche Strafe nach sich. Bei der Staats- 
verschuldung liegt der Richtwert bei 60 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Um 
dies zu erreichen, müssen Mehrjahrespläne 
vorgelegt werden, die die Rückführung der 
Gesamtverschuldung und die der jährlichen 
Neuverschuldung beinhalten. Zugleich haf- 
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tet jedes Land allein für seine Schulden, es 
gibt keine zusätzlichen Finanztransfers. Ei- 
ne Haftung der Gemeinschaft oder anderer 
Teilnehmerländer ist ausgeschlossen. 

Schon heute ist der Erfolg der Politik von 
Helmut Kohl sichtbar: Zinsen und Inflati- 
on liegen im EU-Durchschnitt heute so 
günstig wie nie zuvor. Die Geldwertstabi- 
lität ist gewährleistet. Die sensiblen Fi- 
nanzmärkte haben bereits heute Vertrauen 
in die gemeinsame europäische Währung. 

3. Die Europäische Bundesbank 
steht in der Verantwortung für 
die Stabilität des Euro. 

Die Europäische Bundesbank ist nach dem 
Vorbild der Deutschen Bundesbank gestal- 
tet. Sie ist von politischen Weisungen un- 
abhängig und vorrangig der Preisstabilität 
verpflichtet. Sie allein steuert die Zins- 
und Geldpolitik der Währungsunion. Zu- 
dem ist es der EZB ausdrücklich unter- 
sagt, Kredite zur Finanzierung nationaler 
Haushaltsdefizite zu vergeben. Eine Ände- 
rung bedarf der Zustimmung und Ratifika- 
tion aller 15 Mitgliedsstaaten. 

Die „Währung zu sichern" heißt, die Geld- 
politik auf das Ziel der Preisstabilität einzu- 
richten und den Wert der Währung stabil zu 
halten. Hierzu wurde für die Währungshü- 
ter ein hohes Maß an Unabhängigkeit ver- 
traglich verankert, so daß sie ihren Auftrag 
ohne politischen Druck und unabhängig 
von etwaigen politischen Weisungen ausfüh- 
ren können. Erst unter Wahrung ihrer Auf- 
gabe - also der Währungssicherheit - sind 
sie verpflichtet, die allgemeine Wirtschafts- 
politik zu unterstützen. Mit anderen Wor- 
ten: Die Unterstützungspflicht endet, wenn 
das Ziel der Preisstabilität gefährdet wird. 

4. Die Menschen vertrauen 
dem Euro. 

Mit dem Euro erhalten wir die neben dem 
Dollar weltweit wichtigste Währung. Dies 
bringt nicht nur den Investoren vielfältige 

Chancen und Vorteile, auch den deutschen 
Sparern werden breitere Anlage- und Fi- 
nanzierungsmöglichkeiten ermöglicht. 
Und die Umfragewerte bestätigen eindeu- 
tig: Die überwiegende Mehrheit der deut- 
schen Bürgerinnen und Bürger hat Ver- 
trauen in die Stabilität der gemeinsamen 
europäischen Währung. So waren nach 
einer dimap-Umfrage im Januar 64 Pro- 
zent der Bevölkerung überzeugt, daß der 
Euro eine stabile Währung wird, nur 
20 Prozent blieben skeptisch. 

Die Schröder-Regierung 
gefährdet die Stabilität des Euro« 
Der Euro kann nur erfolgreich sein, wenn 
die Politik zu ihren vertraglichen Verein- 
barungen steht. Deshalb ist es unverant- 
wortlich, wenn die Schröder-Regierung 
den europapolitischen Weg des Miteinan- 
der verläßt und Verbesserungen durch ei 
Politik der Konfrontation durchsetzen 
will. Und es war noch unverantwortliche' 
daß Oskar Lafontaine den Euro herunter 
redete. Der Rücktritt des Finanzminister 
ist daher folgerichtig. Die Finanzmärkte 
haben hierauf positiv reagiert, der Euro 
hat dadurch wieder an Stärke gewonnen- 

Die Verantwortung für den Euro muß <J° 
bleiben, wo sie sich heute befindet und 
nachweislich gut aufgehoben ist: bei de 
Europäischen Zentralbank. Ihre Unabh 
gigkeit ist mit der Verfassung und uns6 

Demokratieprinzip vereinbar und geho 
zugleich zu den konstitutiven Elemente 
der Stabilitätspolitik. 

Auch wenn die SPD immer wieder For 
rungen nach einer Rückkehr zur alten 
zialdemokratisehen Politik des leichten 
Geldes stellt, so ist dies nur ein durch- 
schaubarer Versuch, das Scheitern der 
Schröder-Regierung bei allen wichtig ^ 
Reformen zu vertuschen. Eine Polltv; un- 
leichten Geldes ist nicht nur gänzhcli   ^, 
geeignet, sie verunsichert auch die H 
markte. Sie widerspricht zudem den 
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anientalen Prinzipien, die den europäi- 
i^..en ^eg zu einer gemeinsamen 
währung und Wirtschaftsunion bestim- 
men sollten. Mit seinen Äußerungen hat 
Lafontaine nicht nur der Geltung der deut- 
schen Wirtschafts- und Finanzpolitik 
schweren Schaden zugefügt, er hat auch 

as Vertrauen in eine zuverlässige deut- 
sche Wirtschafts- und Finanzpolitik für ei- 

e starke europäische Währung gefährdet. 

^r wie Oskar Lafontaine offen zeigte, 
a« er aus der jüngeren Wirtschaftsge- 

^hichte der Bundesrepublik Deutschland 
^chts gelernt hat, ist offensichtlich auch 

n neuen Herausforderungen nicht 
|evvachsen. Sein Fernbleiben beim 

r°-Start in Brüssel machte dies bereits 
Gütlich. 

an 
ar Lafontaine hat es zweifellos sowohl 

j. Ansicht in die Notwendigkeit einer Sta- 
ats n' euroPäischen Währung gemangelt, 
de rUC^ an (*er Kenntnis der hierfür erfor- 
jj   lchen Maßnahmen: Seine unseriöse 
tonik^8" Und Augabenpolitik wider- 
bga^n.Jeglicher Haushaltsdisziplin und 
gef

chadigte damit nachhaltig die Grundla- 
Ur einen stabilen Euro: Das jüngst vor- 

Reg^tC Stabintätsprogramm der Schröder- 
ford111118 genugte den erforderlichen An- 
des pngen für eine dauerhafte Stabilität 
ist s     °S ln keiner Weise. Beleg hierfür 
dem°w°hl die mehr als unsichere und zu- 
Staat6!?1 ab 2001 angepeilte Senkung des 

"Defizits als auch die nach den Plänen Ufo ntaines 1999 und 2000 unvermindert 

bei 61 Prozent des Bruttoinlandprodukts 
verharrende und damit die 60-Prozent- 
Marke des Maastrichter Vertrags über- 
schreitende Schuldenquote. 
Vollständig in Europa isoliert waren Oskar 
Lafontaines Vorschläge zur Errichtung 
von Wechselkurszielzonen zwischen 
Dollar, Yen und Euro, welche notfalls 
auch durch staatliche Eingriffe gesichert 
werden sollten. Dafür verbog Oskar La- 
fontaine sogar den ordnungspolitischen 
Rahmen unserer Sozialen Marktwirtschaft 
mit seiner Äußerung, daß die Märkte die 
ordnende Hand des Staates brauchten. Sei- 
ne fixe Idee einer Überwachung der 
Wechselkursentwicklung vor dem Hinter- 
grund festgelegter Leitlinien für den Euro- 
kurs wurde zu Recht international als un- 
erwünscht, altmodisch und nicht praktika- 
bel zurückweisen. 

CDU steht für harten und 
stabilen Euro. 
Die konsequent stabilitätsorientierte Euro- 
papolitik der früheren CDU-geführten 
Bundesregierung hat in engem Zusam- 
menwirken mit unseren EU-Partnern die 
Voraussetzung für einen gemeinsamen 
Wirtschafts- und Währungsraum mit ei- 
nem stabilen Euro geschaffen. Es ist der 
historische Verdienst des ehemaligen Bun- 
deskanzlers Helmut Kohl daß die Men- 
schen der Verwirklichung des Traums von 
einem gemeinsamen Europa noch nie so 
nahe waren wie heute. 

Sauwirtschaft sieht 50.000 Arbeitsplätze in Gefahr 
Dip,,_,   „      . .   ,__^....  . •   J:  le ungebremste Talfahrt der Konjunktur der Bauwirtschaft wird in diesem Jahr 
d
0raussichtlich 50.000 Arbeitsplätze kosten. Diese Zahl nannte der Präsident 

^es Zentralverbands Deutsches Baugewerbe (ZDB), Fritz Eichbauer. Die der- 
wi 

lgen Politischen Rahmenbedingungen seien „das größte Hemmnis für die 
dert   

naft'iche Erholung" der Branche. Vor allem die Steuerreformpläne verhin- 
Schfn Bauinvestitionen. Eichbauer lehnte zugleich eine erneute Änderung der 

^echtwettergeld-Regelung ab. 
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CDU RHEINLANP-PFALg 

Christoph Bohr: 

Für eine Kultur des Miteinanders 
Rund 7,3 Millionen Ausländer leben in 
Deutschland, etwa 300.000 davon in 
Rheinland-Pfalz. Die Anstrengungen 
müssen darauf abzielen, auf Dauer recht- 
mäßig bei uns lebende ausländische Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger dauerhaft in 
unsere Gesellschaft zu integrieren. 

Integration erfordert einerseits das Bemü- 
hen, in Deutschland heimisch zu werden, 
und andererseits Toleranz für andere Le- 
bensarten. Integration stellt damit Anfor- 
derungen an beide Seiten. Beide Seiten 
dürfen sich gegenseitig nicht überfordern. 

Integration ist weder einseitige Assmilation, 
noch unverbundenes Nebeneinander auf 
Dauer. Unser Ziel ist eine Kultur der Tole- 
ranz und des Miteinanders. Ausländische 
Mitbürgerinnen und Mitbürger sind eine 
Bereicherung für unsere Gesellschaft. Ihre 
Integration ist nicht nur eine Notwendig- 
keit, sondern auch eine politische Chance, 
die wir nachdrücklich ergreifen wollen. 

Integration darf keine Einbahnstraße sein. 
Niemand soll gezwungen werden, sich 
von seiner Herkunft, Religion und Spra- 
che sowie seinen Sitten und Gebräuchen 
abzuwenden. Integration erfordert aller- 
dings die uneingeschränkte Bereitschaft 
der Ausländer, unsere Grundwerte, wie sie 
im Grundgesetz und in der Landesverfas- 
sung niedergelegt sind, zu respektieren. 
Sie erfordert aber auch die Bereitschaft 
der deutschen Bevölkerung, einen aktiven 
Beitrag zur Integration zu leisten. 

Die Beherrschung der deutschen Sprache 
ist Voraussetzung für die Kommunikation 
und ist somit wichtigstes Mittel zur Inte- 
gration. Die Sprachkompetenz entscheidet 
langfristig über Erfolg oder Mißerfolg in 
Ausbildung und Beruf und damit über die 

Lebens- und Integrationschancen der hier 
lebenden Ausländer. 

Es ist deshalb besonders notwendig* 
Integrationsprogramme wie Sprach- 
kurse, ausländerspezifische Maßna«1' 
men der Berufsvorbereitung und die 
Förderung benachteiligter Jugend- 
licher einzuführen und - soweit vor- 
handen - auszuweiten. Die Landes- 
regierung ist hier auch aufgefordert» 
Förderkurse einzuführen, die in der 

Der Landesvorsitzende der 
CDU Rheinland-Pfalz und Vor- 
sitzende der CDU-Landtags- 
fraktion, Christoph Bohr, sieht 
in dem Integrationsangebot an 
die ausländischen Mitbürger 
ein Konzept der kleinen Schrit' 
te, das nun nach und nach 
verwirklicht werden kann. 

Vorschulzeit einsetzen und durch 
gezielte Sprachförderung die Te»* 
nähme am deutschen BildungssyS* 
früh und weitreichend eröffnen. 

Die Frauen der Zuwanderergeneration 
stellen die deutschen Institutionen vor 
besondere Integrationsaufgabe. Währe 
die Männer als Arbeitnehmer und die ^ 
der als Schüler Sprachkompetenz erwe 
ben können und in das gesellschaftlich 
Leben eingegliedert werden, müssen 
Frauen, die häufig auf eine rein häus» 
Rolle beschränkt sind und oftmals onn 
ausreichende deutsche Sprachkenntm* 
und Kontakte leben, Chancen eröffne 
werden, die deutsche Sprache zu erlen 
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Die Landesregierung ist gefordert, 
schulbegleitende Sprachkurse der 
Volkshochschulen für ausländische 
Frauen einzuführen. 

le Schule muß besser auf die Aufgabe 
er Förderung und Integration der Kinder 
usländischer Eltern vorbereitet werden, 
chulen mit einem hohen Anteil nicht 
eutschsprachiger Kinder müssen perso- 

I Und finanziell besser ausgestattet 
erden. Ziel muß sein, allen Schülern die 

j ejchen Startchancen zu vermitteln. 
.  esondere die Hauptschule, die eine 

• 1Cntige Integrationsaufgabe übernimmt, 
ln ihrem Bildungsauftrag zu stärken. 

£0r allem über den Arbeitsplatz werden 
j "^anderer in die deutsche Gesellschaft 

gnert. Daher müssen die Voraussetzun- 
f^[geschaffen werden, daß Ausbildungs- 

»en und geringe berufliche Qualifikation 
.Mieden werden und die Chancen der auf 
Hch 6r ^er Senden ausländischen Jugend- 
du 

en irn deutschen Bildungs- und Ausbil- 
gssystem gezielt verbessert werden. 

hen • nder nenmen am Wirtschaftsgesche- 
n in Deutschland nicht ausschließlich als 

hä 
e!tr>ehmer oder über die Suche nach ah- 

me §H8er Bescnäftigung teil, sondern zuneh- 
nd als Selbständige und Freiberufler. 

,e Landesregierung ist aufgefor- 
ert, ausländische Unternehmen in 
>e Wirtschaftsstruktur zu integrie- 
n sowie ausländische Existenzgrün- 

der18611 in Deutschland gezielt zu för- 
P* 
land^

lcntlges Element zur Integration aus- 
Wir(j p     r Mitbürgerinnen und Mitbürger 
Schu]i  §eben sein' wenn die öffentlichen 
Weite

eJJ.!n Rheinland-Pfalz zur religiösen 

mit au h  ung aller Jugendlichen und da_ 

Beitrap , moslemischer Jugendlicher einen 
schwie    uten können- Dabei wird die 

partnerf8    • ' verantwortliche Ansprech- 
islamischr dle deutscnen Behörden in den 
finden    -6!1 Religionsgemeinschaften zu 

n'nicht übersehen. 

Ich habe mich in die Mannschaft 
von Christoph Bohr integriert 

weil mich die SPD mit dem 
Doppelpass nur einkaufen will. 

Filii Üstbas 
Hai skk Mi imrp.tion 

MrttewtaH (tatt voll Sweben! 
1       . Rheinland-Pfalz 

Die Regierung Beck muß sich um ei- 
ne intensive Verständigung mit dem 
Ziel eines verstärkten Zusammenwir- 
kens des Staates mit den islamischen 
Religionsgemeinschaften in Rhein- 
land-Pfalz bemühen, um Möglich- 
keiten zur Weiterentwicklung des 
islamischen Religionsunterrichts zu 
diskutieren und zu erreichen. Die 
Landesregierung wird daher aufge- 
fordert, die Voraussetzungen herzu- 
stellen für einen der staatlichen Schul- 
aufsicht unterliegenden islamischen 
Religionsunterricht in deutscher 
Sprache an den öffentlichen Schulen, 
z.B. durch Bereitstellung von Ausbil- 
dungsmöglichkeiten für entsprechen- 
de Lehrer an Universitäten. 

Es wird nicht verkannt, daß die Integration 
ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbür- 
gern eine Aufgabe ist, durch die man nicht 
mit raschen Erfolgsmeldungen glänzen 
kann. • 
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LANDESPARTElTAg 

CDU - die Volkspartei 
im Oldenburger Land 

Manfred Carstens wiedergewählt 

Zum Landesparteitag hatte der Landes- 
verband Oldenburg 300 Delegierte aus 
den neun Kreisverbänden des Olden- 
burger Landes in die „Delmeburg" in 
Delmenhorst eingeladen. Landesvorsit- 
zender Manfred Carstens, wurde wie- 
dergewählt und steht damit nun seit 
1985 dem Landesverband vor. 

Als Gäste nahmen zahlreiche Vertreter der 
befreundeten Verbände, Gewerkschaften, 
der Bundes-CDU und der gastgebenden 
Stadt Delmenhorst teil. Der Landesver- 
band Braunschweig war mit seinem 
Landesvorsitzenden Heinrich-Wilhelm 
Ronsöhr vertreten, der die Bonner Regie- 
rungsarbeit als Fortführung der Hannover- 
schen „Chaostage sieht". 

„Delmenhorst in guter Erinnerung zu be- 
halten", diesen Wunsch richtete die stell- 
vertretende Bürgermeisterin Frau Anke von 
Wittke-Grothenn an die Teilnehmer und 
stellte ihre Stadt als attraktives und mo- 
dernes Mittelzentrum mit rund 80.000 
Einwohnern vor. Ein kurzer Blick zurück in 
die Vergangenheit, der „Stadt des Lino- 
leums" und in die Zukunft als Expo- 
Außenstandort folgte. 

Vielleicht von den äußeren Rahmenbedin- 
gungen angesteckt, die Halle war in den 
Oldenburger Farben blau und rot ge- 
schmückt, war die Rede des Landesvor- 
sitzenden eher mit patriotischen und regio- 
nalen Schwerpunkten besetzt. 

„Verstärkt auf die Bürgerinnen und Bürger 
zugehen und im Dialog überzeugen, die- 
ses Ziel hat sich die CDU im Landesver- 
band Oldenburg für das Jahr 1999, dem 

Jahr nach zwei erheblichen Niederlagen, 
gesteckt." 
Dabei soll die „Vor-Ort-Politik" ein be- 
sonderer Aufgabenschwerpunkt sein. 
„Über eine gute Kommunalpolitik wollen 
wir die Wählerinnen und Wähler zurück- 
gewinnen", so der Landesvorsitzende 
Manfred Carstens. Die Union will sich 
auch weiterhin als lebendige Volkspartei 
im Oldenburger Land darstellen und die 
Mitgliederwerbung forcieren. „Arbeit 

Manfred Carstens: „Wir im 
Oldenburger Land wollen 
unsere Pflicht tun und errei- 
dien, daß die Bürgerinnen und 
Bürger uns auch weiterhin 
vertrauen". 

und Wirtschaft sind zwar das wichtigste T 
ma, aber die Bürger wollen sich auch zu 
Hause fühlen, wollen Gerechtigkeit, Vertr 
en und Sinn für das Leben und die Heim* • 
Der jungen Generation soll besondere P 
deutung zukommen. In Zusammenarbe1 

mit den über sechzig Ortsverbänden i» 
den neun Kreisverbänden will der Lan 
Vorsitzende die Arbeit der Nachwuchs« 
ganisation stärken und viele JugendliC"1 

für die politische Arbeit gewinnen. 
Die generationenübergreifende Mitg,l6^e 

derwerbung wird auch weiterhin über 
persönliche Ansprache gestaltet. 
Aber auch auf die aktuelle Politik und 
Oppositionsrolle ging der Landesvors 
zende ein. Mit einem Blick auf die er 
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^"hundert Regierungstage ist 
Listens davon überzeugt, daß 

e neue Bundesregierung in der 
rage der Arbeitsmarktlage leider 
lcht überzeugen kann. „Aber 
chadenfreude ist nicht angesagt, 

p geht schließlich um unser Va- 
terland Deutschland", so Car- 
' ens. Er forderte nochmals die 
k*ngend notwendige Verläßlich- 
A tuln' "^ur eme notwendige 

u'hruchstimmung benötigt die 
lrtschaft und gerade der Mittel- 

and zuverlässige Vorgaben und 
^cnt eine Politik, die seitens der 
u ,Sse mit den Schulnoten ungenügend 

d nicht ausreichend betitelt wird. 

ak       ^ muß sicri fit machen, damit sie 
ste       e alternative anerkannt wird. Car- 
m ns: »Die Hoffnungen, die die Bevölke- 
nich ln e*nen Wechsel gesetzt hat, werden 

erfüllt. In Bonn regieren Stümper" 

rej,    nterschriftenaktion gegen die gene- 
der I °PPe'te Staatsangehörigkeit räumte 
^ Landesvorsitzende einen Absatz ein. 

UndH 'St der ZusPrucn innerhalb der Partei 
und d Bevölkerung weiterhin sehr hoch, 
2o Qn^r Landesverband konnte inzwischen 
Er'Iif Unterzeichner melden", so Carstens. 
Weh    alle KreisverDande auf, die Aktionen 

GemerZUfÜhren und auch auf die Stadt" und 

leindeverbände auszudehnen. 

der n a!Js Zuspruch erkennt die Partei in 
HieruMi6 lhrer »Fach-Veranstaltungen". 
^ünft      dle Oldenburger Union auch 

,IlI8 eine - •   - 

Landes^»- 

de gewichtige Rolle innerhalb 
rßundeS-CDU spielen. Urdie lin- 

der pa    .ni0n im Oldenburger Land war 
r°Dau,ru.Ua§ gleichzeitig Auftakt zur Eu- 
öasH     aml3juni1999- 
didatenUptreferat wurde vom EuroPakan" 
Vechta p H f' Dn Hans-Peter Mayer aus 
reits als p      en- Der zwischenzeitlich be- 
ehenialio XPrte für Europafragen gehandelte 
Stellunge   ~   atssekretär zeigte seine Vor- 

über ein Europa der Bürger auf. 

Herzliche Glückwünsche für Manfred Carstens 

Auszüge: 
• Das Europa der Bürger muß ein Europa 

des Friedens sein. 
• Integration muß unser Losungswort 

werden. 

• Die CDU ist die Partei der Integration. 

• Wir wollen ein starkes und handlungs- 
fähiges Europa. 

• Kein zentral istisches Europa, ein Euro- 
pa der Nationen und der Bürger. 

• Der einzelne und seine Familie muß 
sich darin wohlfühlen und dieses Euro- 
pa anerkennen. 

• Forderung nach einem angemessenem 
Einkommen der bäuerlichen Betriebe. 

• Europa darf kein technokratisches Eu- 
ropa werden. 

• Deutschland muß verlässlicher Partner 
bleiben. 

• Jetzige Regierung gefährdet, wie zwi- 
schenzeitlich auch zu erkennen ist, die 
neue Währung immer stärker. 

Abgeschlossen wurde der Parteitag mit 
der Antragsberatung. Zu den unterschied- 
lichsten Bereichen lagen zahlreiche Anträ- 
ge vor. Es wurde z.B. die sogenannte 
„Verläßliche Grundschule" wie auch die 
Erwachsenenbildung und das niedersäch- 
sische Pflegegesetz angesprochen. • 
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NORDRHEIN-WESTFALJji 

NRW ist Schlußlicht bei der 
Hochschulfinanzierung 

Die über 500.000 Studenten in Nord- 
rhein-Westfalen werden von der rot- 
grünen Landesregierung sträflich im 
Stich gelassen. Dieses Resümee zogen 
der Generalsekretär der NRW-CDU, 
Herbert Reul, und der hochschulpoliti- 
sche Sprecher der CDU-Landtagsfrak- 
tion, Manfred Kuhmichel, anläßlich 
einer Aktuellen Stunde im Düsseldorfer 
Landtag über die Hochschulpolitik im 
einwohnerstärksten Bundesland. 

Mit der Ankündigung von Ministerin Beh- 
ler, Personalstellen im Hochschulbereich 
streichen zu wollen, hat die CDU-Land- 
tagsfraktion zum wiederholten Male die 
eklatanten Mißstände an den 53 Hoch- 
schulen des Landes angeprangert. Die 
NRW-Landesregierung hat einen dramati- 
schen Investitionsstau von über 5 Milliar- 
den DM im Hochschulbereich zu verant- 
worten und besitzt heute schon die rote 
Laterne in der Hochschullandschaft in 
Deutschland. Beide CDU-Politiker unter- 
strichen, daß notwendige Investitionen in 
die Zukunft eines effektiven Hochschul- 

systems seit Jahren von der rot-grünen 
Mehrheit in NRW verweigert werden. 

Die CDU hat seit mehreren Jahren die Not- 
wendigkeit zusätzlicher Investitionsmittel 

in Form eines eigenverantwortlichen La*1' 
desprogramms verdeutlicht. So sollen 
jährlich zusätzlich 250 Millionen DM fi» 
die Hochschulen aus dem Verkauf von 
Landesbeteiligungen bereitgestellt werde ' 
Rot-Grün hat das bislang ohne Alternati 
abgelehnt. Das Ergebnis ist, daß es in vie- 
len Hochschulbauten reinregnet und die 
Bibliotheken und notwendigen Geräte o l 

hoffnungslos überaltert sind. Obwohl He^ 
Clement - wie auch sein Vorgänger Raü " 
immer wieder beteuert, daß Bildung die 
oberste Priorität besitzt, ist die hochschu 
politische Bilanz vernichtend. 
Während Bayern und Baden-Württern^ 
über 17.700 DM pro Studenten ausgebe11 

und so in die Zukunft investieren, ist ein 
Student an Rhein und Ruhr der rot-grü«1 

Landesregierung nur 10.900 DM wert 
Damit belegt NRW den allerletzten Pl^ 
unter den Bundesländern. 

Gelungene Aktion 
Mit einer Postwurfsendung an alle 
97.000 Haushalte des Kreises hat 
der CDU-Kreisverband Coesfeld 
Unterschriftenlisten verschickt, auf 
denen die Bürgerinnen und Bürger 
ihr Ja zu Integration und Nein zur 
doppelten Staatsangehörigkeit be- 
kräftigen konnten. 

Der überwältigende Rücklauf von un- 
terzeichneten Unterschriftenlisten be- 

stätigt das große Interesse der Bevölke- 
rung und zeigt, daß die CDU mit ihrer 
Aktion auf der ganzen Linie richtig ge- 
legen hat. 
Auch die Öffentlichkeit nahm großen 
Anteil an der Coesfelder Aktion, und 
über die Presse wurde allen, die es wis- 
sen wollten, klargemacht: Die gewünscn- 
te Integration von Ausländern kann nur 
gelingen, wenn sie, wie es in der Benac 
richtigung der Bürger heißt, behutsam 
und im breiten Konsens erfolgt. 



lUNDESDELEGIERTENVERSAMMLUNG UiD 9/1999 • Seite 33 

Neuer RCDS-Bundesvorstand gewählt 
März fand die 52. Bundesdele- 

A.>n 6/7. 
^ertenversammlung des Rings Christ- 
j'^Demokratischer Studenten (RCDS) 
J Oberwesel bei Mainz statt. Dabei wur- 

e e»n neuer Bundesvorstand gewählt. 

^arj° voigt, 22jähriger Geschichtsstudent 
s Jena, ist neuer Bundesvorsitzender. 

Jötit hat der RCDS zum ersten Mal in 
. lne>" Geschichte einen Bundesvorsitzen- 

Wi H
US

 ^en neuen Ländern. Daneben 
stell    Konrad Grütter (26) aus Berlin 
auß Vertretencler Bundesvorsitzender; 
J^dem ergänzt Christoph Ritzer (23) 
nei    ayreutn als Bundesschatzmeister das 

Ue Team. 

täri   lnente Gäste waren die Generalsekre- 
pfä|

n Angela Merkel und der rheinland- 
BöhlChe CDU" Vorsitzende Christoph 
Wend-     -kel betonte in ihrer Rede die Not" 
er|ä 

1§^eit einer Parteireform und 
neu  r"*6 'n d'esem Zusammenhang das 
steif ^U-Motto „Mitten im Leben". Bohr 
in d/ \- Aufwertung der Bildungspolitik 

Mittelpunkt seiner Ausführungen. 

Inhaltlich widmete sich die Delegierten- 
versammlung der Verabschiedung des 
Europapolitischen Programms. In dem 
Programm spricht sich der RCDS für die 
stärkere Anerkennung von Studienleistun- 

Mit Mario Voigt wird erstmals 
ein ostdeutscher Student Bun- 
desvorsitzender des RCDS. 

gen auch über Ländergrenzen hinweg und 
den Ausbau der bestehenden Austausch- 
programme aus. Der neugewählte Vorsit- 
zende bekräftigte, daß der RCDS weiter für 
eine Stärkung und den Ausbau des Sokra- 
tes-Programms auch gegen Widerstände 
anderer Interessenverbände kämpfen werde. 

Die Bundesdelegiertenversammlung 
sprach sich mit großer Mehrheit gegen je- 
de Form von Studiengebühr aus. RCDS- 
Vorsitzender Mario Voigt: „Wer den Stu- 
denten in die Tasche greift, der bekommt 
den Widerstand des RCDS zu spüren." 

„Neues gestalten - 
abtauchen gilt 
nicht!" - so laute- 
te das Motto der 
RCDS-Bundes- 
delegiertenver- 
sammlung. Das 
Foto zeigt Gene- 
ralsekretärin An- 
gela Merkel bei 
ihrer Rede und in 
der vorderen Rei- 
he v.l.n.r. Mario 
Voigt, den neuen 
Bundesvorsitzen- 
den, und Chri- 
stoph Ritzer, den 
neuen Bundes- 
schatzmeister. In 
der hinteren Rei- 
he: Das Tagungs- 
präsidium. 
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Josef Stingl wird 80 Jahre alt 
Am 19. März vollendet Professor Dr. h.c. 
Josef Stingl sein 80. Lebensjahr. Er 
wurde 1919 als Sohn eines Bäckermei- 
sters in Maria-Kulm/Sudetenland gebo- 
ren. Nach dem Abitur am Gymnasium 
in Eger wurde er 1939 Soldat, zuletzt 
war er Flugzeugführer und Oberleut- 
nant. Nach der Vertreibung arbeitete er 
in Berlin als Angestellter einer Woh- 
nungsbaugesellschaft und studierte an 
der Hochschule für Politik, an der er 
1951 sein Diplom ablegte. 
Frühzeitig schloß er sich der CDU an, für 
die er 1953 in den Deutschen Bundestag 
kam und dem er bis 1968 angehörte. Seit 
1957 stellvertretender Landesvorsitzender 
der Berliner CDU, betätigte er sich nicht 
nur als Sozialexperte, sondern war zugleich 
als Deutschland- und Vertriebenen-Politi- 
ker aktiv. Er war sowohl Vorsitzender des 
Sozialpolitischen Arbeitskreises wie auch 
Mitglied des geschäftsführenden Vorstan- 
des der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Seit 1964 war Stingl Vorsitzender des 
Landesverbandes Oder-Neiße, den er dem 
Bundesparteitag der CDU 1968 in Berlin 
zur Umwandlung in die Ost- und Mittel- 
deutsche Vereinigung empfahl. Bis 1970 
war Stingl Vorsitzender dieser CDU/CSU- 
Bundesvereinigung und gehörte zugleich 
bis 1973 dem CDU-Bundesvorstand an. 
Von 1968 bis 1984 war er Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg. Da- 
neben wirkte er aktiv im Zentralkomitee 
der deutschen Katholiken, leitete den 
CDU-Bundesausschuß für Sozialpolitik, 
war Vizepräsident des Deutschen Katholi- 
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http ://www. 
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kentages und war Vorsitzender der Ackef 

mann-Gemeinde. 
Jahrelang hielt er Vorlesungen an der Ve 
waltungshochschule in Speyer, die ihm 
den Ehrendoktor verlieh. Bereits in sein 
aktiven Präsidentenzeit in Nürnberg ^ü 

er Professor an der Universität Bambe'»' 
dort dozierte er über Fragen der Sozia' 
politik. 
Derzeit gehört er dem deutsch-tschechjV 
sehen Gesprächsforum und für den „c 

Ältestenrat" erneut dem CDU-BundesV 
stand an. 
Helmut Sauer, Bundesvorsitzender && 
Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung 
CDU/CSU: „Josef Stingl hat in allen 
Ämtern, die er bekleidete, und bei all# j 
Aufgaben, die er übernahm, nie das yj 
des Ganzen aus den Augen verloren. 
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T-Shirt „Smilie" 
Preis je Expl.: 12-DM 

100% Baumwolle, in Extra- 
Qualität 170g, mit doppelten 
Nähten und schönen Strick- 
bündchen, amerikanischer 

W reise Selten zzgl. MwSt. und 
Werd" Ab Warenwer* von 50- DM 

en keine Versandkosten berechnet. 

pe
e
r
st

p
e»anschrift 

rp°st: IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

Pax- 59306 Ennigerloh 
E-Mai|:     

02524/9H310 

^^simon @ bertelsmann.de 

Farbe weiß: 
Bestell-Nr.: 
9481 Größe S 
9482 Größe M 
9483 Größe L 
9484 Größe XL 
9485 Größe XXL 

Farbe schwarz: 
Bestell-Nr.: 
9459 Größe S 
9460 Größe M 
9461 Größe L 
9462 Größe XL 
9463 Größe XXL 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

• CDU-Skatspiel - Deutsches Blatt ^ 
Deutschland wächst zusammen. Doch trotzdem Q 
es in verschiedenen Landstrichen Deutschlands   J 
wohnheiten, die unverändert bleiben. So wird z-^jt 
manchen Regionen ausschließlich das Skatspie1 

„Deutschem Blatt" verwendet. 
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